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l .  Einleitung

Das Recht geht vom Bestand der Willensautonomie aus. Art. 16
ZGB stipuliert eine widerlegbare Vermutung, dass jede Person, der
nicht wegen ihres Kindesalters oder infolge von Geisteskrankheit,
Geistesschwäche, Trunkenheit oder ähnlichen Zuständen die Fähigkeit
mangelt, in der Lage ist, vernunftgemäss zu handeln. Das vernunft-
gemässe Handeln manifestiert sich dabei in der Erkenntnis- und der
Willensfähigkeit. Letztere betrifft die Fähigkeit, sich einen Willen zu
bi lden und dem Vil lensentschluss entsprechend zu handeln ("Vi l lens-

autonomie")1.

Die Umsetzung der Villensautonomie oder - in eine andere
Begriffl ichkeit gefasst - die Willensanstrengung spielt vor allem im
Sozialversicherungsrecht eine bedeutende Rolle2. Fü r de n Ve rsiche rten
dreht sich in diesem Bereich letztlich alles um den Erhalt von Versi-
cherungsleistungen. Die Willensproblematik ist aber auch aus der
Sicht des Sozialversicherers bedeutsam. Die Versicherungsträger sind
nämlich angehalten, mit den öffentlichen Mitteln sparsam umzuge-
hen3. Insbesondere dürfen sie nur wirtschaftlichea bzu,. einfache und
zweckmässige5 Leistungen erbringen.

Das öffentliche Interesse an einer sparsamen Verutendung
staatlicher Mittel und das individuelle Interesse, beim Eintritt eines

'  Vgl .  stat t  v ie ler  BGE 177 I l  231 E. 2a und 111 V 58 E. 3a.

' Der gute oder böse Ville ist auch in anderen Rechtsgebieten von Bedeutung
(vgl. z.B. Art. 2 und 3 ZGB sowie Art. 72, Art. 57 Ziff . 1 und 2, A.rt. 26I Abs. 2
und 3, Art. 262 Ziff . 7 StGB).

I Siehe z.B. BGE 723 V 25 E. 3c: rrsparsamer, gegenseitig abgestimmter und
haushälterischen Umgang mit Steuergeldern irn Verhältnis zu Versicherungs-
le istungen";  BGE 11.8 Ia 427 E.6b; BGE 113 V 22E.4d: "öf fent l iches Interesse an
einer sparsamen und wirtschaft l ichen Versicherungspraxis"; BGE 111 V 324 E.2a:
"Pfl icht der Krankenkassen zu sparsamer Haushaltfuhrung"; BGE 102 Ia 243
E. 5b: "Gebot der sparsamen Verwendung staatl icher Mittel" und BGE 98 V 158;
' tGrundsatz sparsamer Behandlungsweise".

n Vgl. z.B. Art.  32 Abs, 1 und 56 ff  .  KVG, Art.  30 Abs. 1 l i t .  a, 34 und 35 KLV,
err. 65 Abs. 2 KW sowie Art.  25 MVG.

t  Vgl .z.B.Art .21 Abs.3lVG, Arr .2 Abs. l  undArt .4bis IW, Art .  11Abs. 2WG,
Art. 1 Abs. 2 HVTIV sowie Art. 21 Abs. 2 MVG.

Zum utbare Willensanstrengu ng

versicherten Risikos möglicbst umfangreiche Leistungen zu erhalten,

stehen in einem offenkundigen Spannungsverhältnis zueinander. Im

Zentrum dieses Gravitationsfeldes stellen sich zwei Grundsatzfragen:

Inwieweit muss sich der Versicherte anstrengen, den Eintritt eines

Versicherungsfalles zu verhindern, und inwieweit muss ef, ist der

Versicherungsfall von seinem Villen unabhängig eingetreten, darauf

hinwirken, dass die nachteiligen Folgen möglichst gering gehalten

werden können?

Die Beantwortung dieser Fragen hängt massgeblich davon ab,

ob der Versicherte überhaupt über einen freien Villen verfügt und wo

im Einzelfall die Grenze der Willensanstrengung gezogen wird' Muss

er alles ihm Mögliche tun? Oder genügt es, wenn er sich so verhält,

wie man es von einem vernünftigen Menschen in vergleichbarerLage

erwarten clürfte? Der Gesetzgeber und auch die Rechtsprechung haben

letzteren .Veg gewählt: I)er Versicherte muss nicht alles ihm Men-

schenmögliche, sondern nur, aber immerhin alles ihm Zumutbare

dazu beitragen, dass der Eintritt eines Versicherungsfalles vermieden

oder - ist er trotzdem eingetreten - zumindest dessen nachteilige

Folgen verringert werden können'

Zumutbares Verhalten setzt ein mögliches Verhalten uor",rru'

Vom ganz und g^r Leistungsunfähigen, namentlich vom Willens-

unfähigen, kann, wie bereits Art. 16 zGB anklingen lässt, kein zumut-

bares Verhalten verlangt werden. Besteht demgegenüber eine Leis-

tungsfähigkeit, mithin eine Villensautonomie, und damit die Möglich-

keit eines zielgerichteten Handeins, ist zu klären, wann ein "Ver-

schulden" vorliegt, d.h. derVersicherte eine Grenze überschritten hat,

die eine Leistungsverweigerung rechtfertigt.

Siehe dazu LINOOLT H., Das Zumutbarkeitsprinzip im schweizerischen Sozial-

versicherungsrecht. Unter besonderer Berücksichtlgung der Rech-tsprechung des

Eidgenössisähen Versicherungsgerichts, I)iss. Zürich 7994, N 166 ff'
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Die Pflichtengrenze und damit letztlich das Anforderungsprofil
an die zumutbare Willensanstrengung wtrd vom Gesetzgeber unter-
schiedlich bestimmt:

. Der Versicherte verfügt aus "pathologischen" Gründen - Art, 16
ZGB nennt Geisteskrankheit und Geistesschwäche - ausnahms-
weise nicht über die Wil lensautonomie: "Der wil lenskranke
Mensch" sol l  sämtl iche Leistungen erhaltent.

. Der Versicherte täuscht den Gesundheitsschaden und/oder eine
damit zusammenhängende Bedarfssituation vor: "Der einge-
bildete Kranke" soll nichts erhalten, weil kein Versicherungsfall
vorliegts.

Der Versicherte hat den Gesundheitsschaden und/oder eine
damit zusammenhängende Bedarfssituation wil lentl ich herbei-
geführt: "Der selbsverschuldet Kranke" soll seinem Verschulden
entsprechend eine Leistungskürzung hinnehmene.

Zumutbare Wil lensan

l l. Zur Unmöglichkeit der Betätigung einer zumutbaren Willensanstren-

gung

A. Sozialversicherungsrechtliche Ausgangslage

Damit eine bestimmte Person Leistungsansprüche geltend ma-

chen kann, muss sie vom fraglichen Leistungssystem (UV, KV, IV etc.)

erfasst, mithin versichert sein. Der Wille spielt bei der Frage des

Versichertseins eine untergeordnete Rolle. Die einschlägigen Erlasse

(UVG, KVG, IVG etc,) definieren, wer versichert ist und wer nichttt. In

seltenen Fällen kann der Betreffende freiwillig Leistungen versichernt'.

Eine Leistungspflicht besteht, wenn sich in der Person des Ver-

sicherten ein versichertes Risiko (Krankheit, Unfall, Invalidität etc')

verwirklichtl3 und als rechtserhebliche Folgela davon ein Gesundheits-

schaden und eine Bedarfssituation (sog. spezifischer Versicherungs-

falltt) eintritr, für die der fragliche Sozialrechtserlass (IVG, KVG oder

UVG16) Sach- oder Geldleistungen vorsieht.

ti Siehe dazu Art. 1 AHVG/IVG (Personen mit Schweizer'Wohnsitz, Arbeitnehmer

und Schweizerbürger mit \Tohnsitz im Ausland), Art. 1 WG (Arbeitnehmer) und

Aft. 3 ff. KVG (Personen mit Schweizer Vohnsitz).

m
l l l l

ifr
iH
,ü
;li
iil
,i

7\

I
I

Der Versicherte hat den Gesundheitsschaden zwar nicht willent- Krankheit ist iede Beeinträchtigung der körpedichen oder geisti-

Hl}:'j:'f;:::1Ä;'I".l;'JlH"*,.'"1*,""'ä,i:ili',.'.:Tf;r;J; rujru;1'.;#i.Jj:T :::',";"ff:.fft":'.:":.#'.i:: :il:
eine Leistungskürzung hinnehmen, wenn er sich nicht in zumut-
barer Veise verhalten hatro.

tz

1l

14

l(r

t1

Vgl. z.B. Art. 4 f. UVG (Selbstständigerwerbende) sowie Art. 12 KVG (Zusatz-

versicherungen) und Art. 6Z ff. KvC (Taggeldversicherung)'

Vgl. dazu die Legaldefinitionen in Art. 3 ff. ATSG.

Zum Erfordernis der natürlichen und adäquaten Kausalität siehe den Beitrag von

MosnaeNN in diesem Band.

Z.B. Taggeld-, Eingliederungs- oder Renteninvalidität.

Die nachfolgenden Ausführungen beschränken sich auf das IVG, KVG und tlVG'

Das IVG erfasst alle Gesundheitsschäden unabhängig von ihrer Genese (vgl' statt

"1"i". 
Meyrn-BusrR U., Kausalitätsfragen aus dem- Gebiet des Sozialversiche-

rungsrechts, in: SZS I9;4 U ff  . ,84 *.H.). Im Rahmen der 4. IV-Revision sol len

aurän entsprechende Anderungen insbesondere des ATSG explizit .auch 
die

psychischen Gesundheitsschädän als mögliche Ur11c!e einer Invalidität aner-

[^.r. t ,  werden (vgl.  BBI 2001 1y 3224 Ztff  .  7.2.4,3263 Zlff  .  2.61, 3323 und 3337

f.;  feiner BBI 1997 lv 149 ff . ,  183 und 196).

t  vgl.  infra N 13
u vgl. infra N 27
o vgl. infra N 33
ro Vgl. infra N 75
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Arbeitsunfahigkeit zur Folge hat18. Vurde die Beeinträchtigung der
körperlichen oder geistigen Gesundheit, namentlich auch der Tod,
durch eine plötzliche, nicht beabsichtigte schädigende Einwirkung
eines ungewöhnlichen äusseren Faktors auf den menschlichen Körper
bewirkt, so liegt ein Unfall vorte.

Das wichtigste international gebräuchlichste Klassiflkations-
system fur Krankheiten im medizinischen Sinne20 ist die von der \fHO
herau sgegebene Inte rn ationale Klassi"fikation der Kran kh eiten (Inter-
national Classification of Diseases, Injuries and Causes of Death, ICD-
10"). Für psychische Erkrankungen einschlägig sind das Kapitel V (F)
über psychische Störungen der ICD-10 und das Diagnostic and Sta-
tistical Manual of Mental Disorders (DSM) der American Psychiatric
Association, das 7994 in der vierten Auflage herausgegeben wurde
und darum mit DSM-IV abgekürzt wird.

Besteht vor dem Hintergrund der definierten Diagnosekriterien
eine objektiu feststellbare physiscbe oder psycbische Beeintrcicbtigung
der Gesundheit, die Schmerzen oder eine andere Form des ljnwohl-
seins verLtrsacht, ergeben sich in der Regel keine Schwierigkeiten22.
Der versicherte, der aus pathologischen Gründen überhaupt nicht
oder nicht mehr wie ein Gesunder durch eine Willensanstrengung das
erlittene Unwohlsein kompensieren kann, erhält sozialversicherungs-
rechtliche Leistungen entsprechend dem objektiv feststellbaren Leis-
tungsunvermögen.

Vgl. Art. 3 Abs. 1 ATSG und Art. 2 Abs. 1 KVG. Als Geburtsgebrechen gelten
diejenigen Krankheiten, die bei vol lendeter Geburt bestehen (vgl.  Art.  3 Abs. 2
ATSG). Siehe z.B. BGE 116 V 239 E.3,  wonach eine HlV- lnfekt ion (posi t iver
HIV-Befund) Krankheitswert hat (vgl. betreffend Leistungspflicht der IV für HIV-
posit ive Neugeborene Zlff  .490 GgV Anhang).
Vgl. Art. 4 ATSG.
Der nortnative und der medizinische Krankheitsbegriff sind nicht identisch, siehe
dazu infra N 13.
Auf dem Internet abbrufbar z.B. unter
b t tp : //www dim di. de/de/klassi/diagnose n/ic d 1 O/.
Für die Bejahung eines versicherten Gesundheitsschadens, insbesondere auch für
psychische Gesundheitsschäden, ist eine allfällige Behandelbarkeit nicht von
Be.deutung (vgl.  BGE IZ7 v 294 8.4). \ trer eine zumutbare Behandlung ablehnt,
riskiert aber eine Leistungskürzung (siehe dazu infra N 10g ff.).

Zu mutbare Willensanstrengung

B. Subfekt ivesSchmerzer lebnisalsGesundheitsschadenl

1. Al lgemeines

Schwierigkeiten ergeben sich in allen Fällen eines bloss sub-

jektiven Schmerzerlebnisses. Der Arzt kann keine überprüfbaren

Befunde feststellen, die auf einen Gesundheitsschaden schiiessen

lassen, gleichwohl moniert der Patient, krank zu sein' Man kann

dabei - wie der "Simulant" - nur vorgeben, sich unwohl zu fühlen.

Der "Hypochonder" demgegenüber fühlt sich zwar auch krank, ob-

wohl er es nicht ist, erlebt im Gegensatz zum Simulanten aber sein

Kranksein. Krank ist der Hypochonder aber auch nur dann, wenn sein

Krankseinwollen auf einer psychischen Krankheit beruht. Ein sub-

jektives Schmerzerlebnis sagt somit letztlich nichts darüber aus, ob der

Betreffende krank ist oder eine Krankheit vortäuscht.

2. Phänomene mit Krankheitswert

i) Psyschische Krankheit

a) Allgemeines

Ein Sich-Unwohlfühlen, das nicht mit einem objektiv feststell-

baren Befund korrespondiert, ist dann beachtlich, wenn das subjektive

Schmerzerlebnis natürliche und adäquate Folge eines psychischen

Gesundheitsschadens darstellt. Grundsätzlich fallen alle geistigen und

psychischen Gesundheitsschäden als Krankheits- bz:w . Invaliditätsursa-

chen in Betracht23.

72

I5

lq

2\)

148

2a Siehe dazu supra FN i7
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b) Unfal l- ,  Schreck- und Behandlungsneurosen

Eine sozialversicherungsrechtliche Leistungspflicht besteht pra-
xisgemäss für die sog. TJnfall-z4 bzw. Schreck-t5 und Behandlungs-
neurosen'6. Diese Begriffe existieren in den einschlägigen Klassifika-
t ionen, insbesondere der ICD-10, nicht, weshalb sie vermieden wer-
den bzw. durch äquivalente Bezeichnungen, z.B. posttraumatische
Belastungsstörung, ersetzt werden sollten2T.

Die "Unfal lneurose" entspricht einem psychischen Gesundheitsschaden, der als
adäquate Folge eines Unfalles eintritt (vgl. dazu MauREn A., Schweizerisches
Unfal lversicherungsrecht, 2. A., Bern 1989,402 f. ,409 und N 1012, sowie die
Kasuist ik bei Munsn E./Sreunnrn H.-U., Rechtsprechung des Bundesgerichts zum
Sozialversicherungsrecht. Bundesgesetz über die Unfallversicherung, 2. A., Zürich
2003, 54 ff  .) .  Vgl. dazu z.B. BGE 112 V 30 E. 3; 107 V 173; 703 v 83; 704 v 27
E. 2; U EVG vorn 12.9.2007 l l  578/00 Vrl;  U EVG vom i8.10.1982 = SLIVA 1982
Nr.  5;  U EVG vorn 17.8.1983 i .S.  A.
Die "Schreckneurose" stel l t  einen psychischen Gesundheitsschaden dar, den der
Versicherte als adäquate Folge des Erlebens eines versicherten Ereignisses
erleidet (vgl.  Maunen A. [FN 24] 401 und N 1025 und BGE 1 12 V 30 E. 3c, i04 V
27 E. 2a, U EVG vom \9.12.2002 tU 4Iz/991 E. 3.,  Schreck- und Unfal lneurose
sind nicht identisch. Eine Unfal lneurose ist mit einer Schreckneurose gleich-
bedeutend, wenn der Versicherte auf Grund des Unfallherganges oder der
Besonderheit der Unfallfolgen erschrickt, die Erfahrung nicht verarbeiten kann
und dadurch eine psychische Störung entsteht. Denkbar ist ferner, dass eine vom
Unfall oder einer Krankheit des Versicherten nur mittelbar betroffene Person eine
"Schreckneurose" erleidet. Letztere Fälle werden im Haftpflichtrecht im Rahmen
der "Angehörigengenugtuung" und u.U. eines Reflexschadens abgegolten (vgl.
z.B. BGE I1211220 und 723 l l l  204 E.l);  i rn Sozialversicherungsrecht setzt eine
Leistungspflicht gemäss IJVG für unfallbedingte Schreckneurosen von Dritt-
personen voraus, dass der Betroffene irn Zeitpunkt des Schreckereignisses gegen
Nichtbetriebsunfall versichert war und der Unfall eines Dritten nach dem ge-
wöhnlichen Lauf der Dinge und den Erfahrungen des Lebens geeignet war, eine
psychische Störung infolge des direkten Miterlebens des Unfalles und seiner
Folgen hervorzurufen.
Unter einer "Behandlungsneurose" werden psychische Störungen verstanden, die
als Folge einer unsachgemässen Behandlung von Krankheits- oder Unfal l folgen
bzw. der Abwicklung des Versicherungsfalles eintreten (vgl. dazu EVGE 1954 78
E. 2 und MeuRen A. [FN 24] 4M und N 664 und I0Z5a f .) .
Vgl. dazu KIND H., Das "Elend" mit dem Neurosebegrif f  in der Unfal lversicherung,
in: Festschrift 75 Jahre EVG, Luzern 1992, I97 ff .; FoeRsrER K./VnNznFF U.,
Psychiatrische Begutachtung irn Sozialrecht, in: Psychiatrische Begutachtung,
3. A., München/Jena 2000,508 ff . ,  509 f . ,  und betreffend dem Begrif f  t 'Rentenneu-
rose" z.B. Ziff . 4.5 DeurscHn GesurscHelr rüR PsycHorHERApEUTrscuE Meorzrx/
DEurscHn GTsELI-scHar-r nün PsycHorHERAprE, PsycHctsonarrK uND TrergNpsycHo-

Zumutbare Willensansffengung

i i) Schmerzkrankheit

Das Vorliegen eines anerkannten Krankheitsbildes gemäss ICD-

10 oder DSM-IV lässt sich in Anbetracht der relativen Diagnosekrite-

rien oft nicht eindeutig bestimmen, weshalb die Abgrenzung zwischen

Vortäuschung und Krankheit, insbesondere bei einer hypochondri-

s che n Sto ru.r"g'8, e ine r (an halte nde n) somatofo rme n Schrnerzstö ru ng2e

oder einer Fibromyalgieso, Mühe bereitet3t'

LocrE, Arztliche Begutachtung in der Psychosomatik und Psychoth_erapeutischen

Medizin Sozialiechtsfragän, Leitlinien vom 72.02.2007 (abbrufbar z.B.

h ttp : //wu.w. u ni- d.u ess e I do rf . de/W WWA\X.M F/ll/psytmo 2 2 . b tm) .
28 Vgl. ZIff .  F45.2 ICD-10: "Vorherrschendes Kennzeichen ist eine beharrl iche

Bäschäft igung mit der Möglichkeit,  an einer oder mehreren schweren und

fortschre ii..ri" n körpe rlichen Krankhe ite n zu leiden. D ie Patie nten manifestiere n

anhaltende korperliähe Beschwerden oder anhaltende Beschäftigung mit ihren

körperlichen piränomenen. Normale oder allgemeine Körperwahrnehmungen
gnd Sy-ptorne werden von dem betreffenden Patienten oft als abnorm und

belastend interpretiert und die Aufinerksamkeit meist auf nur ein oder zwei

Organe oder Oigansysteme des Körpers fokussiert. Depression und Angst finden

sicü haufig und-können dann zusätzliche Diagnosen rechtfertigen."
z'L) vgl. Ziff . F45.4 ICD-10: "Die vorherrschende Beschwerde ist ein andauernder,

,Jir*.r"1. und quälender Schrnerz, der durch einen physiologischen Prozess oder

eine körperlichl Störung nicht vollständig erklärt werden kann. Er tritt in Verbin-

dung mit ernotionalen Konflikten odei psychosozialen Belastungen auf, die

schierwiegend genug sein sol l ten, um als entscheidende ursächl iche Faktoren

gelten zu klnneä. Oiä nolge ist rneist eine beträchtlich gesteigerte persönliche

äder rnedizinische Hilfe und Unterstützung. Schrrerzzustände mit vermutlich

psychogenem Ursprung, die im Verlauf depressiver Störungen oder einer

S.nitopntenie auftieten, sollten hier nicht berücksichtigt werden'"
ro Vgl. dazu infra N 20 f.
11 Dieselbe problematik besteht bei den Schleudertraumata, siehe dazu KerrtL-

' !7olrn 8., La distorsion {e la colonne cervicale, Son appr€ciat ion en droit  des

assurances sociales, in: Cahiers genevois et romands de s€curit€ sociale 2002,
j7 ff .;KneuEn E. A., Schleudertrauma. Das Kausalitätsproblem im Haftpflicht-.t1d

Sozialversicherungsrecht, in: Schleudertrauma, Das Kausalitätsproblem im Haft-

pf l icht- und Soziaiversicherungsrecht, Bern 2002,73 ff  . ;  Locssn T',  HVS-Distor-

iion (Schleudenrauma), Einführung in die Rechtslage nach schweizerischem

Recht, in: H'$7S-Distorsion (Schleudertrautna), Einführung in die Rechtslage nach

schweizerischern Recht, Bern 2002, 29 ff  ;MuRen E., H!f lS-Distorsionstraurna ohne

sichtbare Folgen: konstruktive Ansätze statt Schleuderkurs, in: Strassenver-

kehrsrechts-lägung 2002, Freiburg i . lJe.2002, 3 f f  . ;  NtnorRnn P., Unfal lanalyse,

Biornechanlk, Vas lst ein "schwerer", was ein " leichter" Verkehrsunfai l ! ' ,  in: SZS

ZOOZ.ZT ff  . ;  d,oru* M., Betrachtungen nach einer Dekade der besonderen Ad-

äquanzprüfung bei sog. Schleudertraumen, in: AJP 2002 7L)7 ff  .

15

150 151



HRnov LnNoolr

a) Leistungsbegründende Schmerzgrenze

Damit Schmerzen32 überhaupt anerkannt werden können,

müssen sie - vor dem Hintergrund der Adäquanz - ein bestimmtes
Mass überschreiten33. Das EVG hat entgegen anderslautenden
Lehrmeinungen3n - aber auch klar gemacht, dass "Behinderungen
untergeordneter Art und ein gewisses Mass an Schmerzen, wie sie
nach Unfällen häufig zu beobachten seien", vom Versicherten nicht
von vornherein entschädigungslos hingenommen werden müssen3t.
Entscheidend sei lbezogen auf den Rentenanspruch]36 vielmehr, dass

Eine Stichwortsuche ("Schmerzen", "zumutbar") bei der offiziellen Internetseite
bttp,//wulw.bger.cb ergibt eine kaum mehr überblickbare Trefferzahl von (unver-
öffentlichten) Urteilen zur Schmerzproblematik. Die Urteile betreffen dabei in der
Regel die Relevanz der vom Versicherten geltend gemachten Schmerzen im
Hinblick auf die Zumutbarkeit der Ausführung einer Verrichtung, insbesondere
einer Erwerbs- bzw. Arbeitstätigkeit (vgl. statt vieler U EVG vom 3.9.2002
lU 222/01J lschmerzen nach einer Distorsion des linken Ellbogens); U EVG vom
8.5.2002t|367/01Grl [Schmerzen bei Pol iomyeli t is mit praktisch totaler Lähmung
der unteren ExtremitätenJ; U EVG vom 7.11.2001 IU 491/00 Gr] [Einschränkung
der Gehfähigkeit und beachtliche beiastungsabhängige Schmerzen bei einer
Sekrerärinl;  U EVG vom 5.5.2000 [ l  195/99 Gel fpsychogene Schmerzfehlver-
arbeitung mit generalisierendem Schmerzsyndroml). In selteneren Fällen muss
sich das EVG mit der Frage befassen, inwieweit ein Schmerzsyndrom an sich
einen Gesundheitsschaden darstellt (vgl. z.B. U EVG vorn 31 .10.2002 U 458/O2l
[somatoforme Schmerzstörung und diffus chronisches Schmerzsyndrom mit
mult iplen vegetativen Begleitbeschwerdenl; U EVG vom24.5.2002 [ l  518/01 Gb]
[anhaltende somatoforme Schmerzstörung, nach der internationalen Klassifikation
psychischer Störungen: ICD-10 F45.4; U EVG vom 18.6.2002 [ l  139/02 Gi]
[langjährige chronische und sehr intensive Schmerzen] und BVR 1997 233 ff .
[Rentenanspruch bei chronischen Schmerzen]).

33 Vgl. z.B. U EVG vom 18.4.2A02 Q 354/00 Gr), E. 2a'.  "Der Beschwerdeführer ist
psychisch nicht krank, sondern leidet an Schmerzen im Gefolge des als schweren
Schicksalsschlag empfundenen Unfalles und der Aufgabe der - einen zentralen
Lebensinhalt darstellenden - Tätigkeit als anerkannter hochqualifizierter Motor-
radfachmann und Geschäftsinhaber. Sozialversicherungsrechtlich rnuss von ihm,
namentlich aus Gründen der Rechtsgleichheit, verlangt werden, dass er mit
diesen Schmerzen - nötigenfal ls unter therapeutischern Beistand (2.B. des Haus-
arz(.es) - zu Rande kommt, soweit dies im Rahmen der somatischen Restarbeits-
fähigkeit zumutbar ist und soweit er daran nicht durch einen psychischen Ge-
sundheitsschaden gehindert wird."

34 Siehe z.B. Ovr-tN P., Die Inval idität in der obl igatorischen Unfal lversicherung,
Diss. Freiburg 7995, 218.

I t  vgl .  BGE rzzv 335 E.4c/bb.
36 Einschub durch Verfasser.

tJ1

ein,,versicherter Gesundheitsschaden beachtliche negative Erwerbs-

folgen hinterlässt"37. Die anspruchsbegründende Schmerzscbwelle

mulss so einzelfallweise in Bezug auf den spezifischen Versicherungs-

fall konkretisiert werden'

b) Somatoforme Schmerzstörung

Wer keinen versicherten Gesundheitsschaden erlitten hat, kann

noch so empfindliche Schmerzen haben, er erhält trotzdem nichts'

Diese Voraussetzungscheint auf den ersten Blick unproblematisch, ist

es aber nicht, da die medizinischen Schmerzkrankheiten sich nicht

ausnahmslos unter den normativen Begriff der Invalidität subsumieren

lassen.

Die ICD-10 kennt verschiedene somatoforme Störungenls: die

Somatisierungsstörung (F45.0), die undifferenzierte Somatisierungs-

srörung (F45.1), die hypochondrische stön-rng (F45.2), die somatofor-

me auronome Funktionsstörung (F45.3), die anhaltende somatoforme

Schmerzsrörung (F45.4) und sonstige somatoforme Störungen (F45'8).

Die anhaltende somatoforme Schmerzstörung z.B. wird definiert als

"ein andauernder, schwerer und quälender Schmerz, der durch
einen physiologischen Prozess oder eine körperliche -Störung
nicht rrollstandig erklart werden kann. Er tritt in Verbindung mit

emotionalen Konflikten oder psychosozialen Belastungen auf,

die schwerwiegend genug sein sollten' um als entscheidende
ursächliche Falitoren gelten zu können. Die Folge ist meist eine

beträchtlich gesteig.it. persönliche oder medizinische Hilfe

und Unterstüizung. Schmerzzustände mit vermutlich psychoge-

17

18

37 BGE 122 v 335 E. 4c/bb. Siehe ferner EVGE 1967 203 E' 1'
38 Vgl. dazu Zrff . F45lCD-10: "Das Charakteristikum ist die wiederholte Darbietung

körperlicher Symptome in Verbindung mit .hartnäckigen 
Forderungen nach

medizinischen'Untersuchungen t.otz * i"derholter negativer Ergebnisse und

Versicherung der Ärzte, dasJ die Symptome nicht körperlich. begründbar sind'
\Venn somatische Störungen vorhanden sind, erklären sie nicht die Art und das

Ausmass der Symptome,*das Leiden und die innerl iche Betei l igung des Patien-

;;;.;-;;J]...r", MosriraaNi.{ H.-J., Somatoforme Störungen: Gerichte und [psy-

chiatiischel Gutachten, in: SZS 1999 1 ff .
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nem ursprung, die im verlauf depressiver störungen oder einer
S.chizophrenie auftreten, sollten hier nicht berüJksichtigt wer-
dgt. t r ' r9

Das EVG hat unlängst klargestellt, dass psychosoziale Ursachen
keine Invaliditätsursachen darsGllennt', weshalb eine somatoforme
Schmerzstörung an sicb - im Bereich der IV - keinen normativen
Gesundheitsschaden darstel l t .  Ihr  kommt nur dann le istungsbegrün-
dender Charakte, 

lu, wenn gleichzeitig eine psycbiatriscbe iomorbidi-
tcit vorhanden istar,

"Je stärker psychosoziale oder soziokulturelle Faktoren im Ein-
zelfall in den vordergrund treten und das Beschwerdebild mit_
bestimmen, desto ausgeprägter muss eine fachärztl ich fest-
gestellte psychische Slörung von Krankheitswert vorhanden
sein. Das bedeutet, dass das klinische Beschwerdebild nicht
einzig in Beeinträchtigungen bestehen darf, welche von den be_
lastenden soziokulture[en Faktoren herrühren, sondern davon
psychiatrisch zu unterscheidende Befunde zu umfassen hat,
zum Beispiel eine von depressiven verstimmungszuständen
klar unterscheidbare andauernde Depression im fachmedizi-
nischen sinne oder einen damit u.rgl. i.hbaren pry.hir.h..,
'Leidenszustand. solche von der rorök,rlturellen^Bälastungs_
situation zu unterscheidende und in diesem sinne verselbst_
ständigte psychische störungen mit Auswirkungen auf die
Arbeits- und Erwerbsfähigkeii sind unabdingbar,"damir übrer_
haupt von Invalidität gesprochen werden kinn. \7o der Gut_
achter oder die Gutachterin dagegen im vesentlichen nur
Befunde erhebt, welche in den pry.6oro zialenund soziokultu-
rellen um.ständen ihre hinreichende Erklärung finden, gteicr,
sam in ihnen aufgehen, ist kein invalidisi.r..,ä., pry.Äir.h".
Gesundheitsschaden gegeb en.',42

Zumutbare Will ensan strengu ng

c) SomatischeSchmerzstörung,insbesonderedieFibromyalgie

Ahnliche Probleme bestehen bei den somatischen Schmerz-
krankheiten, wozu insbesondere die Fibromyalgie - eine rheumatische
Schmerzkrankheita3 - gehört. Eine Fibromyalgie iiegt nach den vom
American College of Rheumatology (ACR) 1990 aufgestellten Diagno-
sekriterien dann vor, wenn der Patient weit verbreitete Schmerzen in
Kombination mit mindestens 11 der 18 definierten Tender-Points
aufweistaa.

Diese Diagnoseanforderung ist zwar objektiver, weil die
Schmerzfeststellung nachpüfbar ist, gleichwohl aber besteht auch bei
der Fibromyalgie dieselbe Problematik hinsichtlich der subjektiven
Schmerzäusserung. Die Abgrenzung gegenüber der somatoformen
Schmerzstörung bereitet deshalb Schwierigkeitenat. Zudem ist un-
verkennbar, dass die Fibromyalgie eine "Modekrankheit" darstellta('.

{ '1 Siehe dazu Zlf f  .  M79.0 ICD-10.
44 Vgl. dazu BuRcnrJ.-M., La f ibromyalgie, in: Expert ise rn€dicale, Genf 2002,67 ff  . ,

und 'Worrn F., SvytHE H. A. ET AL., The American College of Rheumatology 1990
criteria for the classification of fibromyalgia: report of the multicenter criteria
committee, in; Arthri t is Rheum 7990,160 ff  .  Die Diagnoserichtl ine des ACR ist auf
dem Internet einsehbar
(h np, //utww . rb eum atology. org/re se arc h /c lassi"fic at ion/fi bro . b tmD .

45 Siehe dazu z.B. U EVG vom 12.11.2001 i .S.  G. ( l497/O1Gb),  E.  Zb/aa: "Hierzu isr
festzuhalten, dass im MEDAS-Gutachten vom 15. Februar 7999 u.a. eine an-
haltende somatoforme Schrnerzstörung mit Körperschmerzsyndrom (rnultiple
Tendornyosen, Enfwicklung in Richtung einer Fibromyalgie) diagnostiziert wurde,
Es bestehe zwar eine Tendenz zur Ausweitung des Schrnerzsyndroms in Richtung
einer Fibrornyalgie; Ursache sei diesbezüglich aber nicht ein rheumatologisches
Leiden, sondern es seien psychosoziale Faktoren im Sinne eines somatisierten
Unwohlseins im Spiel. Im Veiteren prüfte auch die Rheurraklinik X. das Vorlie-
gen einer Fibromyalgie und berücksichtigte mithin diese Problematik (Gutachten
vom 18. Januar 2000). Diesbezüglich ist der Sachverhalt somit hinreichend
geklärt,  weshalb von weiteren medizinischen Abklärungen abzusehen ist (BGE
124 v 94 E. 4b);
Eine Stichwortsuche ("Fibrornyalgie") bei der offiziellen Internetseite
http.//utww.bger.cb ergibt bei den Urteilen ab 2000 eine kaum mehr überblick-
bare Trefferzahl von (unveröffentlichten) Urteilen, während bei den veröffentlich-
ten Leitentscheiden ab 7954 kein einziger Entscheid gefunden wird. Den unver-
öffentlichten Urteilen des EVG lässt sich dabei entnehmen, dass das Vorliegen
einer Fibrornyalgie oft als eine Nebendiagnose gcstel l t  wird, vgL z.B. U EVG vom
15.4.2003 i .s. M (I 636/02), E. 3 1, und ferner U EVG vom 9.1.2003 i .S. B.

21

J9

40

41

42

vgI.  ZI f f  .  F45.4 tCD-10.
Vgl .  BGE 127 y 294 E. j .
vgl '  AHI-Praxis 2000 154 ff  . ;  u EVG vom 2. 12.z00z (r j3/02), E. 2.2; und u EVGvom 3'10'2002 i .s '  H' (r 616/01), E. 3.2.2 (zit iert nachfolgend). Siehe ferner denBeitrag von MEvER-BuseR in diesem Band.
U EVG vom 3.I0.ZO\Z i .S.  H. ( I  616/01),  E.  3.2.2.
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Schmerzgutachten

In Anbetracht dieser Schwierigkeiten ist im Einzelfall ein
Scbmerzgutachtenunerlässlich, um die Frage beantworten zu können,
ob eine versicherte Schm erzkrankheit vorliegt und dem Versicherten
eine bestimmte wil lensanstrengung (noch) möglich und umstände-
halber zumutbar ist .

Ausschlaggebend für den Beweiswert eines Arztgutachtens ist
dabei  weder die Herkunft  e ines Beweismit te ls noch die Bezeichnung
der eingereichten oder in Auftrag gegebenen Stellungnahme als
Bericht oder Gutachten, sondern dessen Inhalta7. Das inhaltl iche
Anforderunflsprofi l für ein Schmerzgutachten hat das EVG in einem
Entscheid von 2002 z.B. wie folgt umschriebenau,

"Nach der Rechtsprechung besteht die Aufgabe medizinischer
Experten bei der Beurteilung des invalidisierenden Charakters
somatoformer störungen nebst der Diagnosestellung darin, sich
zum schweregrad der Symptornatik und zur prognose zu äus-
sern und darauf abgestützt Aussage n zvr Leistungsfahigkeit und
Zumutbarkeit zu machen. In diesem Zusammenhang hat die
Gutachterin oder der Gutachter das Vorliegen invaliditarsbe-
grü ndender Faktoren wie au ffallige p rämo rb ide Persö nlichke its-
struktur, psychiatrische Komorbidität, chronische körperliche
Begleiterkrankungen, verlust der sozialen Integratio.t, uutg.-
prägter Krankheitsgewinn, mehrjähriger Krankheitsverlauf mit
unveränderter oder progredienter symptomatik, unbefriedigen-

(r 465/02); u EVG von 30.4.2002 i.S. A. (r 382/01 Mh); u EVG vom 24.4.2002 i.S.
N. ( l  693101 vr) ;  u EVG vom9.4.2002 i .s.  p.  ( r  683/0t  r r ) ;  u EVG vom 4.10.2001
i .s.  K.  (u 222/00 Ge);  U EVG vom 5.6.2007 i .s.  L.  (u 310/00 uh);  u EvG vorn
17.5.2007 i.S. P.A. (U 245/9D = RKW 2007 321, E. 5b; U EVG vorn 8.5.2001 i.S.
A. (t 667/00 Mh); u EVG vom g.1i.2000 i.s. K. (r 267/00 sm); u EVG vom
6.11.2000 i .S R. (K 72/00 Sm); U EVG vom 17.10.2000 i .S V. (r  470/99 vr) ;
u EVG vom 12.10.2000 i ,  s.  L.  B.  = RKUV 200i  79 8.2 sowie u EVG vorn
19.9.2000 i.S. M. (U 333/99 vr).

47 Vgl. z.B. BGE 12zv 160 E. 1c und ferner den Beitrag von ZÜNo irn vorliegenden
Band.

48 Siehe dazu ferner BGE 115 V 133 E.
U EVG vom 14.8.2001 (U 139/01
U EVG von 9.7 .2002 (I 676/01 vr),
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2; I25 V 351 (Relevanz von Pafteigutachten);
Gb) (Zulässigkeit von Aktengurachren) und
E. 3b (ungenügendes Schmerzgutachten).

Zumutbare Willensanstrengung

de Behandlungsergebnisse und gescheiterte Rehabilitations-
massnahmen zu beurteilen. Andererseits ist Stellung zu nehmen
zu allfälligen rentenausschliessenden Faktoren. Als solche
kommen beispielsweise in Frage eine Diskrcp^nz zwischen
Beschwerdeschilderung und beobachtetem Verhalten oder eine
erhebliche Diskrepanz der Angaben im Vergleich zur fremda-
namnestischen Information, die Angabe intensiver Beschwer-
den ohne Nachsuchen von therapeutischer Hilfe, appellativ-
demonstrative Klagen, welche beim Experten oder der Expertin
kaum emotionale Betroffenheit auslösen oder die Angabe
schwerer Beeinträchtigung bei real weitgehend intaktem psy-
chosozialem Funktionsniveau im Alltag (vgl. AHI 2000 S. 152 f .
E.2c mit Hinweisen; Urteil S. vom 5. April 2000, | 538/99).'4')

Im Bereich der KV wird der Umfang der Leistungspflicht im

Anhang 7 zur KLV detaill iert geregelt50, während im Bereich der IVltlV

solche Vorgaben fehlen und insoweit im Rahmen eines medizinischen
Gutachtens festgestellt werden muss, ob die geltend gemachten
Schmerzen bzw. die dadurch verursachten Funktionseinbussen im
Hinblick auf den spezifischen Versicherungsfall (Heilbehandlung,

Eingliederung, Hilfsmittel, Rente etc.) anspruchsbegründend wirken.

Bei der Integritätsentschädigung51 wird eine "dauernde erhebli-
che Schädigung der körperlichen oder geistigen Integrität'r vorausge-
setzt5z. Eine "sehr starke schmerzhafte Funktionseinschränkung der
.\Virbelsäsl"rr5'] 

stelit z.B. einen 50 o/oigen Integritätsschaden dar. Ge-
mäss Tabelle T "Integritätsschaden bei'Sfirbelsäulenaffektionen" sind
vier Schmerzfunktionsskal en zu unterscheiden5a.

4r)

50

u EVG vorn 3.10.2002 i .S.  H. (r  616/01),  E.  3.22.
Siehe dazu Ztff  .  1.3 Anhang 1 KLV (Viskosupplementation zur Gonarthrosebe-
handlung bei Patienten mit schmerzhafter Gonarthrose und eingeschränkter
Bewegungsfreiheit),  Ztf f  .2.3 (Schmerztherapie) und Zif f .  9.3 (Radiochirurgie mit
LINAC bei Hirnmetastasen zur Beseitigung nicht anders behandelbarer Schmer-
zen).
Vgl .  Art .  24 f f  . IJVG. '

Vgl. Art.  24 Lbs. 1 WG.
Vgl. Anhang 3 LIW.
Die Skala sieht folgende Abstufungen vor: rr0rr = keine nennenswerten Schmer-
zelr, t t+tt  :  rnässige Beanspruchungsschmerzen, rr++rr - geringe Dauerschmerzen
gnd l l+++r'  :  starke Dauerschmerzen. Siehe dazu den Anwendungsfalt  U EVG
vom 8.3.2001 (U 402/00 Gb),  E.  4.

53

){

24

)<
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Phänomene ohne Krankheitswert

Erdulden von kosmetischen oder anderen ästhetischen Beeinträchti-
gungen

Zumutbare Willensanstrengung

keine Leistungen erhalten)v. Es lassen sich - je nach der bewussten
oder unbewussten Motivation und Symptombildung - drei Kategorien
von Täuschungspänomenen unterscheiden: Die Simulation i .w.S.
(Simulation i .e.S., Aggravation und Dissimulat ion), die somatoforme
Störung und die artefizielle Störung6".

Die somatofome und die artefizielle Störung sind als eigentliche

Krankheiten anerkannt. Eine sozialversicherungsrechtliche Leistungs-
pfl icht kommt in diesen Fäl len in Frage, wenn der "eingebildete' l
Krankheitszustand einem versicherten Gesundheitsschaden entspricht

Siehe dazu Gneus P., Le fraudeur, le faussaire, I 'escroc et I 'assureur. Etude de
l'övolution doctrinale et jurisprudentielle rdcente en matiÖre de fraude ä I'assuran-
ce priv6e, in: Semaine judiciaire 1999/227 ff  . ;  Me,Hott P., Prötentions abusives en
matiöre d'assurance, in: SVZ 1994 305 ff , ;  Nen U. C., Unredl iche Beanspruchung
von Versicherungsleistungen, in: SVZ 1994 319 ff.; Pntsrnn T., Versicherungs-
betrug, Zivilrechtliche Aspekte, in: Schaden, Haftung, Versicherung, Basel 7999,
1051 ff . ;und.ü7rcrrJ.,  Versicherungsmissbrauch ZivI l-  und strafrechtl iche Aspekte,
Diss. Freiburg i .Ue. 2002.

60 In Anlehnung an Ziff . 4.4 DeurscHn Gnsslr,scu.q.n'r nün PsvcuorueRA-PETJTISCHE
MrprzIr.r/DETITSCHE GgsrrIscneRI rtln PSYCHOTHERAPIE, PSYCHOSOMATIK T]ND TTgT,EN-
psycFrolocre , Arztliche Begutachtung in der Psychosomatik und Psychotherapeu-
t ischen Medizin - Sozialrechtsfragen, Leit l inien vom 12.02.2001.

01 In der Literatur wird mitunter festgehalten, dass Aggravation und Dissimulation
unbewusst erfolgen (vgl. Foensren K./VrNZLAFF U. IFN 27) 508 ff., 510). Das EVG
hat in seinem Urtei l  vom 24.5.2001 ( l  518/01) :  SVR 2003 IV Nr. 1 E. 3blbb die
Aggravation demgegenüber als bewusste Täuschungsform definiert (siehe dazu
infra FN 66).

62 vgl. dazu supra N 17 ff.
6r Vgl. dazu Zrff . F68.1 ICD-10: "Der betroffene Patient täuscht Symptome wie-

derholt ohne einleuchtenden Grund vor und kann sich sogar, um Symptome
oder kl inische Zeichen hervorzurufen, absichtl ich selbst beschädigen. Die

Motivation ist unklar, vermutl ich besteht das Ziei,  die Krankenrol le einzunehrnen.
Die Störung ist oft rnit deutlichen Persönlichkeits- und Beziehungsstörungen
kornbiniert ,1' D^zu gehören insbesondere das Hospital-hopper-Syndrom und das

Münchhausen-Syndrom.

,-6 Körperliche Beeinträchtigungen kosmetischer oder anderer
ästhetischer Art stellen grundsätzlich weder Krankheits- noch Invalidi-
tätsursachen dar5t. Dies ist selbst dann der Fal l ,  wenn das EVG das
subjektive Missbehagen des Versicherten als "verständlich" qualifi-
ziertt6. Eine Leistungspflicht des Krankenversicherers für die Beseiti-
gung ästhetischer I'Mängel" besteht nur dann, wenn der fragliche
Mangel entweder als Folge einer leistungspflichtigen Behandlung
entstanden isttT oder eine physische oder psychische Störung mit
Krankheitswert darstelltss.

i i )  Vorgetäuschte Schmerzen, insbesondere zum Problem der Simula-
t ion

a) Allgemeines

Der Versicherte, der nicht krank ist und nur einen mangelhaften
Willen vortäuscht - im landläufigen Sinne Simulant geheissen -, soll

55 Vgl. ZAK 1977 177 E. 2 (unterschiedl iche Enrwicklung der Brusrdrüsen). Siehe
ferner Eucsren G., Krankenversicherung, in: Schweizerisches Bundesverwaltungs-
recht, Band II I :  Soziale Sicherheit,  Eds. Kol ler H., Müller G., Rhinow R. und
Zimmerli U., Basel 7998, N 85 ff.; ZAK 7977 382 und 1975 33.

56 Ygr. z. B. zAK 1977 1r7 E. 2.
i7 Vgl. dazu BGE 117 V ZZ9 und Zif f .  1.1 Anhang 1 KLV betreffend operarive

Matnmarekonstruktion nach medizinisch indizierter Brustamputation.
58 Siehe dazu tJ EVG vorn 17.2.2003 (K 132/02), U EVG vom 28.12.2001 (K 80/00

\7s) (keine Leistungspflicht für die Behebung einer Busenasymmetrie nach einer
teilweisen Entfernung von Brustgewebe); U EVG vom8.2.2000 = RKI-IV 2OOO 126
ff. (keine Leistungspflicht fur das Anbringen neuer Brustprothesen als Ersatz für
alte Prothesen, die aus rein ästhetischen Zwecken angebracht worden waren und
deren Vegnahme wegen der Bildung von Zysten in der Brust norwendig
geworden war); sowie U EVG vom 10.1 .2003 (K 98101) (keine Leistungspfl icht
für die Beseit igung von aknebedingten Gesichtsnarben). Siehe ferner RKW 1984
272.
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Täuschungsphänomen Motivation Symptombildung

Simulation, Aggravation,
Dissimulation

bewusst bewusst

Somatoforme Störung'" unbewusst unbewusst
Artef iziel le Störunqo' unbewusst bewusst
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und eine Behandlungsbedürftigkeit oder sogar eine spezifische Invali-
ditat zur Folge hat.

b) Das Simulationsphänomen

1) Simulation i.e.S. (Leistungsbetrug)

Die Simulation ist das bewusste Vortäuschen einer krankhaften
störung zu bestimmten, klar erkennbaren Zwecken, insbesondere um
ungerechtfertigte Sozialleistungen zu erhalten (Leistungsbetru9)64. Der
direkte Nachweis einer Simulation (Eingeständnis, versteckte Über-
wachung des Versicherten etc.) ist schwierig; in der Regel kann eine
Simulation nur begründet vermutet werden (z.B . gänzlich unplausible
Beschwerdeentstehung, fehlende Anzeichen einer prämorbiden Vul-
nerabilität, aus ge prägte Inkonsistenzen in der Beschwerdeschilderu ng
und -ausprägung etc.)6t.

2) Aggravation und Dissimulation

Vährend bei der eigentlichen Simulation gänzlich nicht vorhan-
dene Beschwerden vorgespielt werden, schildert und präsentiert der
Versicherte bei der Aggrauation bestehende Sympotme im Verhältnis
zum objektiven Befund übertrieben66. Im umgekehrten Fall - wenn

64 Siehe 2ur I 'Rentenneurose" suDra N 14.
6t Der Versicherer ist berechtigt, eine allfällige Simulation durch Hinzuziehen eines

Privatdetektivs zu beweisen (vgl.  dazu U EVG vom25.2.2003 [U 16I/0] l) .  Siehe
zur Beweisproblematik ferner folgende Urtei le des EVG: U EVG vom 15.7.2003
(I 634/01), vom 74.1.2003 Q 338/02), vom 25.7.2001 (I 739/OI Mh), vom
26.6.200r (r 664/00 Mh), vom 27.9.2000 (r 447/gg Gi) und vom 21 .3.2000
(I 415/98 Co) (Simulat ion bejaht bzw. bestät igt) sowie U EVG vom 28.8.2002
(U 416/ü Bh), vom 73.5.2001. (U 301/01 vr) und vom 16.1 ,2002 (r 157/01 Kt)
(Simulat ion verneint).  Vgl. ferner U EVG vom 11.9.2001 (I 752/OI Tn) und vom
13.11.2000 ( I  371l00 Ge).

6b Vgl. zur Begriffsbildung PscHvRrMsel, Klinisches 'Vförterb uch,259.A., Berlin/New
York 2002, 28, und IJ EVG vom 24.5.2002 (I | IB/OI Gb), n. 3b/bb. Siehe dazu
z.B. IJ EVG vom 24.5.2002 ( l  518/01 Gb) und vom 30.4.2002 0 540101 Go).
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der Versicherte bestehende Beschwerden aus krankheitsbedingten
oder sozialen Gründen (2.8. Verleugnutrg, Angst, Scham) herunter-
spielt - handelt es sich um eine Dissimulation.

Die Simulation steilt - wie erwähnt - keinen anspruchsbegrün-

denden Tatbestand dar. Dies trifft insbesondere selbst dann zu, wenn

sich aus den simulierten Beschwerden eine eigentliche Versicherungs-
neurose (Renten- bz:w. Begehrungsneurosen)ot entwickelt. Bei der

Aggravation und der Dissimulation demgegenüber liegt ein Gesund-

heitsschaden vor, nur wird dieser nicht seiner objektiven Schwere

enrsprechend geschildert6s. In beiden Fällen besteht deshalb der

Anspruch auf die dem objektiven Befund entsprechenden Leistun-

gen6e.

E.2b: ". . .  das Beschwerdebild sei mit Bezug auf die Schmerzschi lderung und
-präsentation nicht die Folge einer erheblichen psychischen Überlagerung (neu-

rot ischen Enrwicklung) eines körperl ichen Gebrechens oder Leidens, sondern
rein psychogener Natur. Die hochgradig appellativ-demonstrativ vorgebrachten
Beschwerden gehörten ins Grenzgebiet zwischen zielgerichteter Aggravation,
Vortäuschen von Funktionsstörungen und bewusstseinsnaher, ebenfalls zielge-
richteter Simulation bei übersehbarer Begehrungshaltung. Der körperlich völlig
dekonditionierte Versicherte habe bis jetzt keine Ansätze und kaum eine Motiva-
tion für ein aktives Mitmachen bei einem körperlichen Trainingsprogramm ge-
zergt, er offenbare ein deutlich regredientes und sich selbst limitierendes Verhal-

ten. Psychiatrisch-klinisch könne keine Krankheitsdiagnose gestellt werden.")
(Aggravation bejaht),  und ferner U EVG vom 13.5.2002 (U 30I/01 Vr) (Be-

schwerden bei Fremdkörper im l inken Auge), vom 30.4.2002 (I 540/07 Go)
(Beschwerden nach nicht vollständiger Entfernung eines Dorns in der linken
Hand) und vom 9J.2007 (U 17/00 Gb) (Tendenz zur Aggravation und ein

"Chronic fatigue-Syndrom" als Folge der Borreliose festgestellt)'

Ygl .dazu BGE 175V 413F,.  12;9611 392; UEVGvorn6.11.2001 (U63/01 Gi)
und vom 76.10.2002 (u 287/01); PKG 1981 Nr. 48 und RBOG 1981 Nr. 37 sowie
MAURER A. (FN 24) 408 ff .  und N 1012.

Eine solche äussert sich in einer Diskrepanz zwischen Beschwerdeschilderung
und beobachtetem Verhalten oder in einer erhebliche Diskrepanz der Angaben
im Vergleich zur fremdanamnestischen Information, in der Angabe intensiver
Beschwerden ohne Nachsuchen von therapeutischer Hil fe, in appellat iv-demon-
strativen Klagen, welche beim Experten kaum emotionale Betroffenheit auslösen,
oder in der Angabe schwerer Beeinträchtigung bei real weitgehend intaktem
psychosozialem Funktionsniveau im Alltag (vgl. AHI-Praxis 2000 752 f . E. 2c;

U EVG vom 3.10.2002 [ l  616/01] und U EVG vom 5.4.2000 tL538/99D.
'Werden die Leistungen bei einem dissirnulierenden Versicherten zu tief angesetzt,
kann im Revisions- bzw. Viedererwägungsverfahren eine Heraufsetzung trotz
ident'ischem Befund verlangt werden, wenn nachgewiesen wird, dass die Dissi-
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i i i) Angeschlagener Gesundheitszustand

Bundesgericht und EVG betonen in ihrer Praxis zur Adäquanz
der konstitutionellen Prädisposition, dass einerseits einzelne Gruppen
von Versicherten, die einen Unfall infolge eines allgemein angeschla-
genen Gesundheitszustandes langsamer oder schlechter verarbeiten
können als andere, auch Bezugspersonen fur die Adäquanzbeur-
teilung darstellenTO, und andererseits konstitutionelle Prädispositionen,
die voraussichtlich nicht zu einer Schädigung bzw. Invalidität geführt
hätten, nicht leistungskürzend berücksichtigt werden dürfen7l.

l l l .  Wil lentl iche Herbeiführung des Versicherungsfal les

A. Grundsatz der Leistungsverweigerung bei Vorsatz

1. Al lgemeines

Die Leistungsverweigerung bei einer willentlichen Herbeifüh-
rung des Versicherungsfalles wird in Art. 21 Abs. 1-3 ATSG geregeltTt.
Diese Bestimmung gilt - mit Ausnahme der obligatorischen berufli-
chen Vorsorge - für alle SozialversicherLlngszweige, sofernund soueit
die einschlägigen Erlasse (IVG, UVG, KVG etc.) die Anwendbarkeit
dieser Norm vorsehenT3. Vegen Selbstverschuldens gekürzte oder
verweigerte Invaliden- oder Hinterlassenenrenten werden auf Antrag
überprüft und gegebenenfalls frühestens vom In-Kraft-Treten des
ATSG an auf Grund von Art. 21 neu festgesetztTa.

mulation bei der Erstbegutachtung nicht festgestellt und berücksichtigt wurde.
70 vgl .  BGE 115 v r33E.4b und urtei l  EVG vom r9.rz.z0oz i .s.  A.  (u 412/gD,

8.3.3.
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2. Begriff der vorsätzlichen Herbeiführung

i) Al lgemeines

Besagte Bestimmung basiert auf dem Grundsatz, dass eine

Leistungsverweigerung bzw. -kürzung zu erfolgen hat, wenn der Ver-

sicherte - unter Einschluss allfälliger mitversicherter Personen wie An-
gehörige - den Versicherungsfall uorscitzlich, insbesondere bei Aus-

übung eines Verbrechens oder Vergehenstt, herbeigeführt oder ver-
schlimmert hat76. Eine Leistungsverweigerung bei bloss fahrlässigem
Verhalten ist damit grundsätzlich ausgeschlossenTT.

Abgrenzungsschwierigkeiten ergeben sich hinsichtlich der Ver-

schlimmerung eines Versicherungsfalles gemäss Art. 21 Abs. 1 ATSG.
Verschlimmert werden kann nur ein bereits eingetretener Versiche-
rungsfall, sei es, dass der versicherte Gesundheitsschaden oder die
versicherte Bedarfssituation vom Versicherten nachteilig beeinflusst
werden. Art. 21 Abs. 4 ATSG statuiert aber für den Fall eines ver-
schlimmernden Verhaltens nach Eintritt des Versicherungsfalles eine

Leistungsverweigerung, die nicht erst bei Vorsatz, sondern beim
blossen Unterlassen der Schadenminderung, mithin bei blosser Fahr-
lässigkeit,  greif t .

In Anbetracht des Wortlautes könnte argumentiert werden, dass

Art. 27 Abs. 1 ATSG die aktive Verschlimmerung umfasst, während
Art. 21 Abs. 4 ATSG die passive Verschlimmerung (Sich-Entziehen,

sich-widersetzen oder ljnterlassen des zumutbaren) betrifft' Eine

Siehe betreffend FIAZ z.B. den Anwendungsfall U VerwGer FR vom 15.9.2002 =

SVR 2002 LfV Nr. 14 (Kürzung bei strafbarerr Verhalten auch wenn auf eine
Strafuerfolgung verzichtet wird).

Vgl. Art.  21 Abs. 1 ATSG. Das Selbstverschulden muss eine natürl iche und
adäquate Teilursache darstellen (vgl. Art. 36 UVG und Art. 47 tIW).

Im Bereich der KV ist eine Kürzung infolge Grobfahrlässigkeit seit In-Kraft-Treten
des KVG im Rahmen eines qualifizierten Schweigens des Gesetzgebers ausge-
schlossen (vgl.  z.B. U VerwGer LU vom 7.2.2001 tS 995/07 = SVR 2002 Kv
Nr. 28). Kürzungen infolge pflichrwidrig unterlassener Meldepflichten sind jedoch
zulässig (vgl .  z.B. u EVG vom 9.10.2001 [K 70/011: sVR 2002KV Nr.  18).

1l
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Vgl.  U BGer vorn 15.1 .2002 i .S.  A.  (4C.2I5/2001/rnd),  E.3a;vom22.2.2000 i .S.  A.
(4C.416/1999/rnd), E. 2, abgedruckt in Pra 2000 Nr. Ij4 S. 920 ff .
Das ATSG isr am I.1.2003 in Kraft getreten.
siehe dazu - neben den nachfolgenden Ausführungen zur KV, lrv und IV -
ferner betreffend MV Arr. 65 und 83 MVG.
Vgl. Art.  82 Abs. 1 ATSG.
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Verletzung der Schadenminderungspflicht wird aber nicht nur bei
passivem, sondern auch bei aktivem Verhalten bejahtTt, weshalb nicht
klar ist, durch welches Verhalten, das nicht von der Schadenmin-
derungspflicht i.S.v. Art. 21 Abs. 4 ATSG erfasst wird, der Versiche-
rungsfall verschlimmert werden könnte7e.

37 Zudem ist nicht nachvollziehbar, warum beim Tatbestand der
Verschlimmerung unterschiedliche Kürzungsvorau ssetzungen (Vorsatz
bei Art. 21 Abs. 1 ATSG, Fahrlässigkeit bei Art. 21 Abs. 4 ATSG) gelten
sol len. Das Konzept von Art.21 ATSG ist ohnehin fragwürig, weil  es
letztlich davon ausgeht, dass dem gesunden Versicherten eine geringe-
re Willensanstrengung, Gesundheitsschäd en zu vermeiden, zumutbar
ist als dem bereits Erkrankten. Ersterem werden die Leistungen bei
Vorsatz gekürzt (Verschuldenshaftung), Letzterem bereits bei nicht
gehörigem Verhalten (Erfolgshaftung)80.

i i )  ObjektivesVerschulden:VorsatzoderEventualvorsatz

38 Der Vorsatz ist zu bejahen, wenn der Versicherte den Versiche-
rungsfall mit "Vissen und Willen"Bl herbeiführt. Darunter fällt nicht
nur ein absichtlichesst, sondern auch ein bloss (eventual-)vorsätzliches
Verhaltenu3. Im Unterschied zum direkten Vorsatz handelt der Versi-

78 Z.B.bei einem Vohnungswechsel (siehe dazu BGE 119 V 255 ff  .  und 113V Zz
sowie Bulot M.A., Die Inval idenversicherung und deren Leistungsausschluss
sowie Rentenkürzung wegen Verschuldens des Behinderten, Diss. Freiburg i .Ue.
1994,248 ff ., zur Entwicklung der Rechtsprechung in der IV vorn eingeschränk-
ten Umgebungswahl- zum eigentlichen Domizilwahlprinzip).

7e Siehe dazu Ktesen, ATSG-Kommentar, N 54 zu Art. 27, der festhält, die Tat-
bestände von Art. 21 Abs. 1 und 4 ATSG seien klar voneinander abzugrenzen.

u0 Vgl. dazu auch LocuER T., Die Schadenminderungspflicht im Rundesgeserz vom
19. Juni 1959 über die Inval idenversichetu^g, in: Festschrif tT5 Jahre EVG, Zürich
7992,407 f f  . ,426 f  .

81 Siehe Arr. 18 Abs. 2 SIGB.
sz Die Absicht i .e.S. umfasst das vorsätzl iche Handeln, dessen Selbstzweck die

Herbeiführung des angestrebten Erfolgs ist.
8r Siehe dazu statt vieler Locuen T., Grundriss des Sozialversicherungsrechts, 2. A.,

TJern 1997, 304, und Ruuo-JuNco A,, Die Leistungskürzung oder -verweigerung
gemäss Art.  37-39 [JVG, Diss. Freiburg i . lJe. 7993,74 ff  .
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cherte beim Eventualvorsatz ebenfalls bewusst, nimmt aber - im

Gegensatz zum fahrlässig Handelnden - den Eintritt eines Versiche-

rungsfalles in KauPa.

i i i )  SubjektivesVerschulden: Urtei lsfähigkeit

Der Verschuldensvorwurf entfällt, wenn der Versicherte nicht

urteilsfähig85 oder sein Willensentschluss auf ein anderes Verhalten

bzw. einen anderen Erfolg ausgerichtet waruo. Unklar ist, was bei einer

uerminderten Urteilffibigkeit giit87. An sich ist der Versicherte schuld-

fähig, was eine ordentliche Leistungsverweigerung nach sich zöge88;

auf der andern Seite ist in Nachachtung des Verhältnismässigkeits-
grundsat zesw Zurückhaltung gebotento. Bei verminderter Urteilsfähig-

keit sollte deshalb eine weniger weit gehende Kürzung als im Fall

8i

86

Eventualvorsatz ist gegeben, wcnn der Täter den Eintritt des Erfolgs bzw. die
Tatbestandsverwirklichung für rnöglich hält, aber dennoch handelt, weil er den
Erfolg ftir den Fall seines Eintritts in Kauf nimmt, sich mit ihm abfindet, mag er
ihm auch unerwLrnscht sein. Der eventualvorsätzlich handelnde Täter weiss utn
die Möglichkeit, das Risiko der Tatbestandsverwirklichung. Auch der bewusst
fahrlässig handelnde Täter erkennt dieses Risiko. Insoweit, d.h. hinsichtlich des
'Wissensmoments, besteht rnithin zwischen Eventualvorsatz und bewusster
Fahrlässigkeit Übereinstirnmung. Der Unterschied liegt beim'Willensmoment. Der
bewussr fahrlässig handelnde Täter veftraut (aus pflichtwidriger Unvorsichtigkeit)
darauf, dass der von ihm als rnöglich vorausgesehene Erfolg nicht eintreten, das
Risiko der Tatbestandserftillung sich nicht verwirklichen werde. Der eventual-
vorsätzlich handelnde Täter nimmt hingegen den als rnöglich erkannten Erfolg ftir
den Fal l  seines Eintr i t ts in Kauf,  f indet s ich damit  ab (vgl .  BGE 125LV 2428.3c,
72I Iv 249 E.3a und 103 IV 65 E. 2).

Vgl. z.B. RKLIV 7985 7: psychisch bedingte Alkoholsucht.

Der'$Ti l lensentschluss bezieht sich auf die Körperschädigung und nicht auf die
zur schädigenden Einwirkung führende Handlung (vgl .  BGE 115 V 151 E.4).
Siehe dazu ferner Rututo-JtlNco A. (FN 83) 174 ff .

Sowohl das Strafrecht als auch das Zivilrecht anerkennen, dass die Urteilsfähig-
kei t  herabgesetzt  sein kann (vgl .  z.B. Art .  11 SIGB und BGE 10ZI l36r.

So z.B. SUVA-Jahresbericht 7984, 13, und KIND H., Suizid oder Unfal l ! '  Die
psy-chiatrischen Voraussetzungen für die Anwendung von Art. 48 tfW, in: SZS
1gg3 276 f f  . ,297.
Siehe dazu z.B. BGE 106 v ZZ E. 1 und 104 V 9 F.. 2.

Vgl. 'dazu z,B. Rutr lo-JLINGo A. (FN 83) 90 ff .  und bes. 120 ff .

89

90

39

f.i

87
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einer vollen Urteilsfähigkeit erfolgenet, es sei, denn der Betreffende

habe die verminderte urteilsfähigkeit verschuldete2.

3. Umfang der Leistungsverweigerung

40 Von der Leistungsverweigerung sind nur Geldleistungenbetrof-
fene3. Sachleistungen können grundsätzlich nicht (mehr) gekürzt

werdenea. Soweit Sozialversicherungen mit Erwerbsercatzcharakter
keine Geldleistungen für Angehörige vorsehen, kann böchstens die
Hcilfte der Geldleistungen gekürzt werden, wenn der Versicherte
vorsätzlich gehandelt hat. Haben auch die Angehörigen vorsätzlich
gehandelt, ist eine gänzliche Leistungsverweigerung zulässiget. Befin-

det sich die versicherte Person im Straf- oder Massnahmevollzug, So
kann während dieser Zeit die Auszahlung von Geldleistungen mit

Erwerbs ersatzcharakter ganz oder teilweise eingestellt werden; ausge-
nommen sind die Geldleistungen für "unschuldige" Angehörig. 'u.

Dies wurde unlängst vom EVG im Zusammenhang rnit einer Selbstschädigung
nach missglücktem Suizidversuch abgelehnt (vgl. U EVG voffr 24.72.2002
lU 147/021= SVR uV Nr.  9,8.3.2).
Siehe Aft. 72 und 263 SIGB zur actio libera in causa.

Vgi. Art.  21 Abs. 2 ATSG.

Der Vollzug einer Erziehungsrnassnahme des Jugendstrafrechts nach Art.  91
Ziff . 7 SIGB steht dern Anspruch auf Massnahmen beruflicher Art gernäss Art. 15
und 16 IVG praxisgemäss nicht  entgegen. Siehe BGE 114V 29,2^K1970 720
und EVGE 1969 108 sowie Art27 Abs.5 ATSG.

et Vgl. Art.  21 Abs. 3 ATSG.
e6 vgl.  Art.  21 Abs. 5 ATSG.
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Besonderheiten der Leistungsverweigerung in einzelnen Sozialven-
sicherungszweigen

i) uv

a) Nichtberufsunfälle

1) Grobfahrlässigkeit

Gestützt auf die bisherige PraxiseT wird fur wicbtberufsunfcille
nicht nur eine Leistungsverweigerung bei VorsatzeB, sondern auch bei
GrobfabrlcissigkeiPe vorgesehenlO0. Betroffen sind bei einer vorsätzli-

9S

99

Ygl. dazu BGE 113V 273 E. Zb (betreffend Art.  32 Zlf f  .1 l i t .  b und Zif f .  2 des
IAO-Übereinkommens Nr. 128). Das EVG hat in Anderung seiner früheren Praxis
festgestellt, dass die Bestirnmungen von Art. 32 Ziff . 1 lit. e des Übereinkommens
Nr. 128 und Art.  68 l i t .  f  der Europäischen Ordnung der Sozialen Sicherheit
(EOSS) direkt anwendbar sind (vgl.  BGE 119 V 777 8.3 und 4). Leistungskür-
zungen wegen grobfahrlässiger Herbeiführung des Versicherungsfalls sind des-
halb im Rahmen der obligatorischen Unfallversicherung ausgeschloss.n (vgl.

RKW 7994 752 ff., und BGE 120 V I28), wogegen die Kürzung oder Verweige-
rung von Leistungen infolge Herbeifuhrung eines Unfal les bei Ausübung eines
Verbrechens oder Vergehens insoweit zulässig bleibt, als sie Leistungen an den
anspruchsberechtigten Versicherten zum Gegenstand hat (vgl.  ert.  68l i t .  e i .V.m.
Art.  33 EOSS sowie BGE 179 V 244 E. 3). Der staatsvertragl iche Ausschluss der
Leistungskürzung oder -verweigerung beschränkt sich indessen auf die Berufs-
unfallversicherung und findet auf die Versicherung von Nichtberufsunfällen keine
Anwendung (vgl .  BGE 118 V 309 E.4b).  Kürzungen bei  e inem Unfal l  auf  dem
Arbeitsweg sind zulässig, da die erwähnten Staatsverträge den Arbeits- und
Berufsunfall nicht definieren und der Arbeitswegunfall nach schweizerischem
Recht zu den Nichtberufsunfäl len zählt (BGE 12lY 45 E. 1).

Vgl. Art.  37 Abs 1 WG.
Nach ständiger Rechtsprechung handelt grobfahrlässig, wer jene elementaren
Vorsichtsgebote unbeachtet lässt, die jeder verständige Mensch in der gleichen
Lage und unter den gleichen Umständen befolgt hätte, um eine nach dem

.tatü. l ichen Lauf der Dinge voraussehbare Schädigung zu venneiden (siehe z.B.

BGE 118 V 305 E.2a; t t4v 190 E. 2a;1I1 V 189 E.2c;109 V 151 E. 7;  106Y 24

E 1b; i05 V 123 E.2b und 214 E.1; RKLIV I9g0 56 E. 2a; \987 323 und ryA6 346
F' 2)

Vgl Art.  37 Abs. 2 UVG.

4.
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chen Herbeibeführung al le Geldleistungen mit Ausnahme der Be-
stattungskostenrol.

Im Fall einer Grobfahrlässigkeit unterliegen - in Abweichung
von Art. 21 ATSG - nur die Taggelder, die während der ersten zwei
Jahre nach dem unfall ausgerichtet werden, der Kürzungtor. Es darf
jedoch höchstens die Hälfte verweigert werden, wenn der Versicherte
im Zeitpunkt des unfalls für Angehörige zu sorgen hat, denen bei
seinem Tode Hinterlassenenrenten zustehen würden.

2) Aussergewöhnliche Gefahren und Wagnisse

Gestützt auf Art. 39 UVG kann der Bundesrat für Nichtberufs-
unfälle, die als Folge von a.u.ssergewöhnlichen Gefahrenund Wagnis-
sen, die der Versicherte willentlich eingegangen ist, entstanden iind,
ebenfalls eine Leistungsverweigerung vorsehen.

Aussergewöbnliche Gefabrez umfassen das Absolvieren auslän-
dischen Militärdiensres, die Teilnahme an kriegerischen Hand-
lungen sowie an Terrorakten und bandenmässigen verbrechen,
die Beteiligung an Raufereien und Schlägereien, es sei denn, der
Versicherte sei als Unbeteiligter oder bei Hilfeleistung für einen
vehrlosen durch die streitenden verletzt worden, dieteilnahme
an unruhen sowie im übrigen Gefahren, denen sich der versi_
cherte dadurch aussetzt, dass er andere stark provozierti.3,

' Wagnisse sind Handlungen, mit denen sich der Versicherte einer
besonders grossen Gefahr aussetzt, ohne die Vorkehren zu
treffen oder treffen zu können, die das Risiko auf ein vernünfti-

Zumutbare Willensanstrengung

ges Mass beschränken. Dazu gehören insbesondere gefährliche
Sportartentt'4, nicht aber Rettungshandlungerrr,,t.

Die verweigerung oder Kürzung kann in Abweichung von
Art".21 Abs.l-3 ATSG geordner werden. Art.  49 f .  uw sehen je nach
Kategorie entweder eine blosse Kürzung urn die Hälfte oder in ganz
besonders schweren Fällen eine gänzliche verweigerung vorto6.

b) Fahrlässige Begehung eines verbrechens oder vergehens

Hat der Versichte ein Verbrechen oder Vergehen fahrlässig
begangen und dabei einen Selbstunfall bewirkt, ist - in Abweichung
von Art.  2r Abs. 1 ATSG - eine Kürzung bzw. verweigerung der
Geldleistungen zulässiglot. Hat der Versicherte im Zeitpunkr des Un-
falles jedoch für Angehörige zu sorgen, denen bei seinem Tode Hin-
terlassenenrenten zustünden, so werden die Geldleistungen höchstens
um die Hälfte gekürzt. Stirbt er an den Unfallfolgen, so können die
Geldleistungen für die Hinterlassenen in Abweichung von Arr. ZI
Abs. 2 ATSG ebenfalls höchstens um die Hälfte gekürzr werden,

r04 Nach der Rechtsprechung zu verschiedenen gefahrlichen Sportarten gelten
zunächst solche als absolute Vagnisse, die wettkampfmässig betrieben wärden
und bei denen es auf die Geschwindigkeit ankommt (Motocioss-Rennen: RKUV
1991 221; Auto-Bergrennen: BGE 1 13 V 222 und 1 12 V 44; Kart ing-Rennen: nichr
veröffentlichtes Urteil N. vom 4.I1,.1964). hn Weitern gelten Boxwettkämpfe als
absolutes Vagnis, da die Angriffe direkt auf den Körpär zielen (vgl. evGi tl6Z
280). Die Ausübung anderer Sportarten kann je nach Beeinflüssbarkeit des
Risikos ein Mal ein absolutes, ein anderes Mal - bei weiteren gegebenen Urn
ständen - ein relat ives Vagnis darstel len (Auto-Rallye: BGE 106 ü 45; Deltase-
geln:  BGE 104 V 19, U EVG vorn 1.7.1980 iS,J.  und vom Z7.9. Ig7g i .S.  D.;
Höhlentauchen: BGE 96 V 100; Klet tern:  BGE 97 Y 72und 86; pneuschl i t te ln,
U EVG vom 8.4.1999 i .S. C.). Das Canyoning, bei dem versucht wird, stets dem
!7eg des Baches am oder im Wasser folgend eine Schlucht der Länge nach zu
durchschreiten, stel l t  bei einem Schwierigkeitsgrad von C2 (rnässiglchwierig)
kein absolutes Vagnis dar; das Voliegen einei relat iven Vagnisses wurde iä
fraglichen Fall unter den konkret zu berücksichtigenden Umitänden ebenfalls
verneinr (vgl. BGE 125 V 312).

105 vgl.  Art.  5o Abs. 2 Uw.
106 Vgl. Art. 5o Abs. 1 uvt/.
ro7 vgl An. 37 Abs 3 IJVG

44

45

101

102

10,1
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Vgi. Art.  37 Abs. 1 t IVc.
vgl Ar-t.  37 Abs. 2 uvc und den Anwendungsfal l  u EVG vorn 6.s.zooz
(U 79570I) = SVn 2003 UV Nr. 3 ("Herausfallen au"s dem Mororboor,,).
Vgl. Art.  49 tNv.
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In der IV gi l t  Art.  27 ATSG ebenfal ls nicht ausnahmslos. Im
Gegensatz zur UV wird der Versicherte im Bereich der IV aber be-
günstigt. Taggelder und Hilflosenentschädigungen können - seibst bei
absichtlichem Verhalten - weder verweigert noch geklirzt werdent0s.

B. Suizid und Selbstverstümmelung

Als Unfall gilt die plötzliche, nicbt beabsicbtigte schädigende
Einwirkung eines ungewöhnlichen äusseren Faktors auf den rnensch-
lichen Körperloe. Suizid und Selbstverstümmelung, vor oder erst nach
Eintritt eines versicherten Risikos, erfolgen per deFinitionem bewusst.
Es stellt sich daher die Frage, ob der Selbstschädigungswille zur Folge
hat, dass Suizid und Selbstverstümmelung nicht als Unfall gelten oder
zumindest mit einer Leistungsverweigerung verbunden sindlt0.

los vgl.  Art.  7 IVG.
roe vgl.  Art.  9 Abs. 1 WG.
110 Siehe dazu weiterführend BsNz-strcnrsr 8.,  Suizid und Suizidversuch, Aus der

Sicht des obl igatorischen Unfal lversicherers, in: Schweizer Versicherung 1997/12
39 ff  . ;  EucsrER G. (FN 55) N 89 und !J; FrerscHt-t H., Suizid und Suizidversuch in
der Rechtsprechung der sozialen Unfal lversicherung, in: Schweizer Versicherung
1998, 39 ff  . ;  KtNo H. (FN 88) 276 ff  . ;  MAURER A., Suizid und Suizidversuch in der
Unfallversicherung (LIVG/lJW), in: Risques totalernent ou partiellement exclus de
I'assurance sociale (y cornpris la pr€voyance professionnelle), Lausanne 1989,
45 ff  . ;  MoHanos S., Le suicide en assurance sociales. Etude de droit  suisse, in:
Cahiers genevois et romands de securitd sociale 2000, 97 ff ; Rreuen-Kepxa G.,
Die Pflicht zur Selbstverantwortung. Leistungskürzungen und Leistungsverweige-
rungen zufolge Verletzung der Schadensverhütungs- und Schadensminderungs-
pfl icht irn schweizerischen Sozialversicherungsrecht, Freiburg i .Ue. 1,999,319 ff  . ;
Rutrao-Julco A. (FN 8, 120 ff.; Slecnlsr B. Selbsnötung und Selbsttötungsversuch
gemäss LfVG, in: Schweizerischer Versicherungs-Kurier 1992/T,2 ff . ;  und VrREr
8., Le suicide en droit  suisse de I 'assurance priv€e sur la vie, in: REAS 2002
187 ff.
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1. Suizid und Selbstverstümmelung als Unfall

Das EVG spricht Suizidl11 und Selbstverstürnmelung die Llnfall-
eignungtl2 nicht ubtt', verlangt aber, dass der Versicherte im Moment,
als er den Gesundheitsschaden verursacht hat, "im Zustande völliger
lJnzurechnungsfähigkeit" gehandelt hatlta. Massgeblich ist dabei nicht
die srafrechtliche Zurechnungsfähigkeit11t, sondern die zivilrechtliche
Urteiisfähigkeit116.

Das Vorliegen einer Urteilsunfähigkeit ist in Bezug auf die in

Frage stehende konkrete Handlung und unter Vürdigung der bei ihrer
Vornahme herrschenden objektiven und subjektiven Verhältnisse zu
prüfen, wobei an den Nachweis der Urteilsunfähigkeit keine strengen
Anforderungen gestellt werden dürfentt7.

r11 Siehe dazu U EVG vorn 27.4.2000 @ 44/99 Vr), E. 3a: Der Suizid muss mit
überwiegender Vahrscheinl ichkeit nachgewiesen sein; blosse Verschollenheit
reicht nicht aus.

112 Siehe ferner EutlsreR G. (FN 55) N 89 zur analogen Problematik, inwieweit die
Behandlung bzw. Beseit igung von gesundheit l ichen Nachtei len (2.8. Refert i l isat i-
on), die als Folge freiwillig vorgenommener rnedizinischer Eingriffe (2.8. Sterilisa-
t ion) eingetreten sind, eine Krankheit darstel len.

11J Vgl. dazu BGE 98 V 144 E. 3, wo das EVG den F-olgen eines missglückten Suizids
Krankheitswert zusprach.

114 siehe dazu BGE 120 V 352,715 V 157, t73 V 61, 100 V 76, RKUV 7996 l lZ und
die Kasuistik bei MuRen E./Sreurrln H.-U. (FN 31) 193 ff . sowie Art. 48 UW.

r1t vgl.  Ar-t.  1o ff .  SIGB.
116 Vgl, Art.  16 ZGB und BGE 113 V 61 E. 2c: "Damit eine Leistungspfl icht des

Unfallversicherers entsteht, lnuss mit andern Voften eine Geisteskrankheit,
Geistesschwäche usw. nachgewiesen sein, welche irn Zeitpunkt der Tat, unter
Berticksichtigung der herrschenden objektiven und subjektiven Umstände sowie
in bezug auf die in Frage stehende Handlung, die Fähigkeit gänzlich aufgehoben
hat, vernunftgernäss zu handeln."

i17 Vgl .  dazu BGE 113v 63 E.2,  RKLry 19963178.2c und aus der neueren Praxis
z.B. U EVG vom 22.3.2002. (U 369/00 Vr), E. 1b, vom 14.2.2002 (U 276/0L Vr),
E. 1b., sowie vom 6.5.2002 (U 395/01B1), E. 7: "zu ergänzen ist,  dass bei Suizid
zur Begrrindung der Leistungspflicht des Unfallversicherers mit überwiegender
\üTahrscheinl ichkeit eine Geisteskrankheit oder eine schwere Störung des Be-
wusstseins nachgewiesen sein müssen, also psychopathologische Symptome wie
'Wahn, Sinnestäuschungen, depressiver Stupor, Raptus u.a.tr l .  Dazu muss das

Motiv zum Suizid oder Suizidversuch aus der geisteskranken Syrnptomatik
stammen, mit anderen Worten rnuss die Tat ,unsinnig' sein. Eine blosse ,Un-
verhältnisrnässigkeit '  der Tat, indern der Suizident seine Lage in depressiv-

4846
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2. Suizid und Selbstverstümmelung als adäquate Unfallfolge

Bei einem (missglückten) Suizid oder Artefakt nach Eintritt eines
Unfalles stellt sich die Frage, ob diese Ereigniss e adäquate tlnfall-

folgen darstellen. Die Praxis verweist im Zusammenhang mit der
Beurteilung des adäquaten Kausalzusammenhangs auf das "Dreistu-
fenmodell", das bei den psychogenen Unfallfolgen herangezogen
wirdttB. Ist davon auszugehen, dass der (missglückte) Suizid oder die
Selbstverstümmelung nach einem Unfall auf Grund der nachfolgend
zu nennenden Kriterien eine adäquate lJnfallfolge darstellt, so ist eine
Leistungsverweigerung unzu lässigt tn.

Die Adäquanzbeurteilung bei Unfällen mit psychischen Fol-
geschäden knüpft am objektiu erfassbaren unfallereignis an. Es wer-
den dabei drei Kategorien unterschieden: leichte, mittlere und schwe-
re Unfälle. Bei banalen bzw. leichten Unfällen kann der adäquate
Kausalzusammenhang zwischen Unfall und psychischen Gesundheits-
störungen in der Regel ohne weiteres verneint werden. Bei schweren
Unfällen dagegen ist der adäquate Kausalzusammenhang in der Regel
zu bejahen, weil sie nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge und

verzweifelter Stimmung einseitig und voreilig einschätzt, genügt zur Annahrne
von Urtei lsunfahigkeit nicht. Für deren Nachweis ist nicht bloss die zu beur-
tei lende Suizidhandlung von Bedeutung und somit nicht al lein entscheidend, ob
diese als unvernünft ig, uneinfuhlbar oder abwegig erscheint. Vielmehr ist
aufgrund der gesamten Umstände, wozu das Verhalten und die Lebenssituation
des Versicherten vor dem Selbsttötungsereignis insgesamt gehören, zu beurteilen,
ob er in der Lage gewesen wäre, den Suizid oder Suizidversuch vernunftrnässig
zu venneiden oder nicht. Der Umstand, dass die Suizidhandlung als solche sich
nur durch einen krankhaften, die freie Villensbetätigung ausschliessenden
Zustand erklären lässt, stel l t  nur ein Indiz für das Vori iegen von Urtei lsunfähigkeit
dar (RKW 1996 Nr. U 267 S. 310 f.  Erw. 2b). '  -  Das Vorl iegen einer Borderl ine-
Erkrankung .und erheblicher Alkoholkonsum vor der Selbsnötung begründen
keine Urtei lsunfähigkeit (vgl.  U EVG vorn 28.77.2007 IU 291/01 HmJ) - Siehe
ferner U EVG von 14.8.2001 (U 139/01 Gb), E. 2b (Dysthymia begründet keine
Urteilsunfähigkeit).

l rs Vgl .  z.B. BGE 1z0v 352 und 115 v t33.
1le vgl. Art. 48 Lnry.

4--71
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nach der allgemeinen Lebenserfahrung geeignet sind, invalidisierende
psychische Gesundheitsschäden zu bewirkent'u.

Bei Unfällen im mittleren Bereich müssen weitere, objektiv
erfassbare Llmstände, welche unmittelbar mit dem Unfall im Zusam-
menhang stehen oder als direkte bzw. indirekte Folgen davon er-
scheinen, in eine Gesamtwürdigung einbezogen werden. Dazu zählen
namentl icht",

. Besonders dramatische Begleitumstände oder besondere Ein-
drücklichkeit des ljnfalls,

. die Schwere oder besondere Art der erlittenen Verletzungen,
insbesondere ihre erfahrungsgemässe Eignuog, psychische Fehl-
entwicklungen auszulösen,

. ungewöhnlich lange Dauer der ärztlichen Behandlutrg,

. körperliche Dauerschmerzen,

. ärztliche Fehlbehandlung, welche die Unfallfolgen erheblich
verschlimmert,

.  schwierigerHeilungsverlaufunderheblicheKomplikationenund

o Grad und Dauer der physisch bedingten Arbeitsunfahigkelt.

Die Bejahung der Adäquanz setzt nicht voraus, dass alle Krite-
rien erfüllt sind. Auf ein einzelnes Kriterium darf abgestellt werden,
wenn es sich um einen Unfall handelt, welcher zu den schwereren
Fällen im mittleren Bereich zu zahlen oder sogar als Grenzfall zu

Siehe dazu die Kasuistik bei Munnn 8., Ste.unpsn H.-U. ET Ar., Rechtsprechung des
Bundesgerichts zum Sozialversicherungsrecht. Bundesgesetz über die Unfall-
versicherung,2.  A. ,  Zür ich 1995,167 f  . ,  und ferner BGE 120 Y 352 E. 5a: "Der
Gleitschinnunfall war zweifellos die entscheidende Vende im Leben des ver-
storbenen B. Ein auf der Ebene der psychogenen Reaktion sich ereignender
natürl icher Kausalzusammenhang (siehe dazu Ulr ich Meven-BLAsER, Kausali täts-
fragen aus dem Gebiet des Sozialversicherungsrechts, in: SZS 1994,5.102 f.)  l iegt
vor, weil  man davon ausgehen kann, dass sich der Versicherte wohl nicht das
Leben genommen hätte, wenn er vom Gleitschirmunfall mit den 61212u5 vef-

.  bl iebenen Folgen, insbesondere dem Verlust von Geschmacks- und Geruchssinn,
verschont gebl ieben wäre, womit er sich nicht abfinden konnte."
Vgl .  BGE 115 v 133 E.6c.
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einem schweren unfall zu qualifizieren ist. Im mittleren Bereich kann

ein einziges Kriterium genügen, wenn es in besonders ausgeprägter
Weise erfüllt ist, wie z.B. eine auffallend lange Dauer der physisch

bedingten Arbeitsunfähigkeit infolge eines schwierigen Heilungsver-
laufst".

C. Suchtverhalten

1. Al lgemeines

Jedes Suchtverhalten beginnt - seltene Ausnahmen ausgenom-
ment'3 - mit einem Villensentschluss, entweder zu viel iegale "Dro-
gen" (Alkohol, Nikotin, Essen etc.) oder i l legale "Drogen"t2a überhaupt
zu konsumieren. Je nach dem Suchtpotenzial der fraglichen Droge
und der Konsumfreudigkeit wird der Betreffende früher oder später

"süchtig".

Ist eine Fress-, Alkohol-, Nikotin- oder Rauschgiftsucht einmal
manifest, führt sie über kurz oder lang zu gesundheitlichen Einschrän-
kungen. Wie beim Suizid und bei der Selbstverstümmelung stellt sich
daher die Frage, ob eine Sucht ein versichertes Risiko darstellt, mithin
Krankheits- bzw. Invaliditätswert hat, und allfällige Versicherungs-
leistungen infolge vorsätzlichen Handelns gekürzt oder verweigert
werden könnent'5.

122 lbid.,  E 6c/bb.
123 Z.B. das unbemerkte Verabreichen von Drogen durch Dritte.
r24 Siehe dazu Bu'ndesgesetz über die Betäubungsmittel und die psychotropen Stoffe

(Betäubungsmittelgesetz, BetmG) vom 3.10.1951.
125 Siehe dazu auch Duc J.-L.,  Problömes l i6s ä la d€pendance aux drogues ou ä

I 'alcool. Examen du point de vue des assurances-maladie et inval iditd, Lausanne
7998.
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2. Sucht als Krankheit bzw. Invalidität

i)  Al lgemeines

Ein Suchtverhalten stellt als solches nicht automatisch eine

Krankheit oder eine Invalidität da{t6; es ist vielmehr ein gesellschaftli-

ches Phänomen. Erst wenn (Jrsacben oder Folgen der Sucht auf eine

Krankheit zurückzuführen sind bzw. eine solche verursachenl2T und

ein medizinischer Handlungsbedarf besteht, liegt eine sozialversiche-

rungsrechtlich relevante Beeinträchtigung der Gesundheit und

soweit ein spezifischer Bedarf besteht - auch eine Invalidität vor. Im

Einzelfall ist es deshalb schwieri g zu entscheiden, ob eine behand-

lungsbedürftige Sucht vorliegt bzw. unter welchen Voraussetzungen

und wofür eine Leistungspflicht des jeweiligen Sozialversicherungs-

trägers (IV und KV) besteht.

ii) Essstörung bzw. Fettleibigkeit (Adipositas) als Krankheit

Die medizinischen Klassifikationen kennen zwei Formen von

Essstörungen: die eigentlichen psychischen Essstörungen (Anorexie,

Bulimie)ttt und die Fettleibigkeit (Adipositas)'ze. Diese Essstörungen

tZ(t Siehe betreffend Rauscbgiftsucbt BGE 99 V 28 E. 2; ZAK 7987 437; ZAK 7984

316; ZAK I973 646; U EVb vorn 9.10.1995 ( I  235/9r,  E.2a = AHI-Praxis 1996

30i; u EVG vom 19.3.7996 (t 280/9), E. 2a = AHI-Praxis 1996 304; U EVG vom

25.3.7996 ( l  374/9r,  E.2a = AHI-Praxis 1996 307; U EVG vom 31.1.2000
(t t38/ 98) = AHI-Praxis 2007 227 = SVR 2001 IV Nr. 3 E. 4-6; betreffend Fress-

suchtZLK 1984 345. A.A. ist das EVG in Bezug auf die Alkobolsucht,vgl.  z.B.

BGE 101 v 77 E.1a und EVGE t969, 12,
127 Vgl. dazu Ziff. F10-F19 ICD-10 (psychische und Verhaltensstörungen durch

psychotrope Substanzen).

Die ICD-10 unterscheidet folgende Essstörungen: Anorexia nervosa (F50.0),

atypische Anorexia nervosa (F50.1), Bul imia nervosa (F50.2), atypische Bulimia

n.*or" (F50.3), Essattacken bei anderen psychischen Störungen (F50'4), Er-

brechen bei anderen psychischen Störungen (F50.5) und sonstige Essstörungen
(F50.8).

Die ICD-10 unrerscheidet folgende Formen: lokalisierte Adipositas (Fettpolster,

865), Adiposiras (866), Adipäsitas durch übermässige Kalorienzufuhr (866.0),

arlneimittel induzierte Adipositas (E66.1), übermässige Adipositas mit alveolärer

)o
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äussern sich u.a. in einer Mager- oder Fresssucht bzw. Übergewicht.
Eine Fresssucht stellt als solche noch keine Krankheit bzw. Invalidität
dart3o. Erst und nur dann, wenn die Ursachen oder die Folgen des

Übergewichts pathologisch sind, ist eine Leistungspflicht denkbar.

Fettleibigkeit wird vom EVG rlunter Berücksichtigung der be-
sonderen Gegebenheiten des Einzelfalles als invalidisierend betrachtet,
wenn sie weder durch geeignete Behandlung noch durch zumutbare
Gewichtsabnahme auf ein Mass reduziert werden kann, bei welchem
das Übergewicht in Verbindung mit allfälligen Folgeschäden keine
vo rau ssichtlich b leibende oder länge re Zeit dauernde B e einträchtigu ng

der Erwerbsfahigkeit beziehungsweise der Betätigung im bisherigen
Aufgabenbereich zur Folge hat"131.

Nach der Verwaltungspraxis ist die Behandlung der Adipositas
von den Krankenkassen Zu übernehmen, wenn das Gewicht der

betreffenden Person 20 o/o des maximalen Idealgewichtst3' übersteigt
oder ein konkommittierendes Leiden besteht, welches durch die

Gewichtsreduktion günstig beeinflusst werden kannt33. In neueren
Entscheiden zieht das EVG bei der Feststellung, ob (erst) Übergewicht
oder (bereits) eine Adipositas vorliegt, den BMI ("Body Mass Index"13'')
herant35.

Übergewicbtigeversicherte sind im Rahmen del schadenminde-

rungspflichtt36 praxisgemäss züf Durchfuhrung vof Abmagerungs-

k.-r rä1.1 verpfl ichtet, bevor sie Versicherungsleistu ngen)rdie das Überge-

wicht (rnit-)auslösen würde, in Anspruch nehmen könnentlT' Adipöse

Versicherte, deren Übergewicht einen Krankheitswert aufweist, kön-

nen sowohl für die Behandlung der Krankheit selbst als auch für

übergewichtsbedingte Funktionseinschränkungen138 Versicherungs-

leistu ngen beansPruchen'

Im Anhang zur KLV werden spezifische ärztliche Leistungen

erwähnt, die ftir die Adipositasbehandlung zu erbringen sind ' Dazu

gehören operativet3e und andere Massnahmentto. Eine Leistungspflicht

6o

58

61

59

Hypoventilation (866.?) sowie sonstige Überernährung (E67).

Ygl. ZAK 1984 345 E. 3 und U EVG vorn 19.7.2001 (I 70/01 Ws), E. Jc, je mit
weiteren Hinweisen.
vgl.  ZAK 1984 345 E. 3.
Vgl. dazu BGE 102 V 73 E.2b und RSKV 1974 47 sowie EucsreR G. (FN 55) N 93.

Vgl. BGE I02V 73 E.2a (Shunt-Operation bei Fenleibigkeit) und RSKV 7974 39.
Siehe ferner BGE 121 V 27I E. 5 (Mammareduktionsplastik) und 101 V 100
betreffend Leistungspflicht der IV gemäss Art. 12 M (s.c. Endoprothese eines
Hüftgelenks) bei einer Coxarthrose, mitverursacht durch eine Adipositas.

Als Masseinheit für das individuelle Gewicht gilt der sogenannte "Body Mass
Index" (BMI),.der nach einer bestimmten Formel berechnet wird: BMI : Körper-
gewicht in Kilogramrn, geteilt durch Körpergrösse in Metern im Quadrat. Gemäss
WHO-Empfehlungen liegt Übergewicht ("overweight") ab einem BMI von 25 und
eine eigentliche Adipositas ("obesity") ab einem BMI von 30 vor.

Siehe RKW 1996 3 f.  E. 5.

Siehe dazu infra N 75 ff.

vgl.  u EVG vorn 14.7.2000 $ 53/00 vr),  E. 4b, und u EVG vom 19'7'2001

(l'-70/01rVs), E. 3c, ie mit weiteren Hinweisen'

Siehe betreffend umschulungsanspruch: u EVG vom 30'3'2001 ,t 97199 Vr)'

n. 3b: ,,Aus diesen übereinstiämenden ärztlichen Stellungnahmen ist entgegen

der Auffassung von lV-Stelle und kantonalem Gericht zu schliessen, dass der

Beschwerdeführer seine angestammte Tätigkeit als Bäcker/Konditor gesundheits-

ü"äi"g, (FettsuchtproUf"-ä,ik,. Me.hlstauballergie)- nicht mehr ausüben kann'

Auch wenn sich där Beschwerdeführer im Zeitpunkt der Aufgabe der Stelle bei

der Bäckerei X. Ende Oktober i989 nicht in äiztlicher Behandlung befand und

sich dem Arbeitgeberbericht keine Anhaltspunkte für eine gesundheitsbedingte

e.ig"ü" a.iSr"Tt" entnehmen lassen, trr,-,si auf Grund der erwähnten Berichte

der beiden Arzte, die den Beschwerdeführer über längere Zeitspannen betreut

haben, und des durch die Akten belegten massiven Übergewichts Geiweise

mehr als 2?0 kg) davon ausgegangen wärden, dass bereits zu diesem Zeitpunkt

äi" e,urti6.,rg ä., 
"rlernten" 

d"-ft medizinisch nicht mehr indiziert war oder

eine Invalidität zumindest in absehbarer Zeit drohte'"

siehe zif f .  L1 Anhang 1 KLV. Von der Leistungspfl icht ausgeschlossen-ist eine

Behandlung mit Magenballons und eine inteJt inale Shunt-Operation^ (vgl '  zu

Letzterem BGE 102 V 73 E.2b). Siehe ferner U EVG vom 19'5'2000 Q 43/98 Ge):

Bei einem Kind, das am Prader-Villi-Syndrom (P\fS) mit den typischen Befunden

von Kleinwuchs, nJtpori,us infolge isssucht, Hypotonie, Strabismus und Ent-

wicklungsrückstanä läldet, bestehf gestutzt ,uf Ätt' 13 IVG kein Anspruch auf

Übe.naüme der Kosten für ein Magenbanding'

Siehe Zift.2.I Anhang 1 KLV. Nicht leistungspflichtig sind Arnphetaminderivate'

Schilddrüsenhormon, Diuretica chorion-Goääotropin-tnlektionen sowie Reductil

bzw. Xenical (vgl.  BGE 128 V 159)'

13f:
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für operative Massnahmen (Gastric Roux-Y Bypass, Gastric Banding,
Vert ical Banded, Gastroplasty) setzt voraustot, dass'

. eine Rücksprache mit dem Vertrauensarzt erfolgt ist;

. der Patient nicht älter als 60 Jahre ist;

.  der Patient einen BMI von mehr als 40 hat;

. eine zwetiährige adäquate Therapie zur Gewichtsreduktion er-
folglos war;

. eine der folgenden Komorbiditäten vorliegt: arterielle Hyperto-
nie mit breiter Manschette gemessen; Diabetes mellitus; Schlaf-
apnoe-Syndrom; Dyslipidämie; degenerative behindernde Ver-
änderungen des Bewegungsapparates; Koronaropathie; Sterilität
mit Hyperandrogenismus; polyzystische Ovarien bei Frauen in
gebärfähigem Alrer;

. die Operation in einem Spitalzentrum erfolgt, das über ein
interdisziplinäres Team mit der notwendigen Erfahrung verfügt
(Chirurgie, Psychotherapie, Ernährungsberatung, Innere Medi-
zin); und

. das Spital ein einheitliches Evaluationsregister mit Mengen- und
Kostenstatistik führt.

Das Vorliegen einer Adipositas kann auch eine ansprucbs-
hemmende Wirkung entfalten. So besteht praxisgemäss ein Anspruch
auf eine Mammareduktionsplastik, wenn eine Gewebereduktion von
gegen 500 g oder mehr beidseits vorgesehen ist bzw. durchgefrihrt
wurde, gleichzeitig Beschwerden geltend gemacht werden, die auf die
Hypertrophie zurückgeführt werden können (könnten), und schliess-
lich keine Adipositas vorli egttnt.

14r vgl .  z i f f  .1.1 Anhang
142 vgl .  z i f f  .1.1 Anhang

V 211; 111 V 28 und

178

1 KLV.
1 KLV; U EVG vom29.7.2001 (K 177/00 Vr) ,  E.  2c;BGE 127
RKUV 1996 3 f  .8.5a und b sowie Eucs'run c.  (FN 55) N 93.

Der erste Schritt auf dem Veg in die Sucht wird vorsätzlich
gemachtto3, weshalb vor dem Hintergrund von Art. 27 Abs. 1 ATSG,
der im Bereich der KV uneingeschränkt gilt, unklar ist, ob eine Leis-
tungsverweigerung zuiässig isttaa. Es ist denkbar, dass der Entschluss,
Suchtmittel zu konsumieren, nicht vernunftgemäss erfolgt ist, sich der
Betreffende also im Zustand der Urteilunfähigkeit befunden hat, was
ein Selbstverschulden ausschliesstla5.

Im Regelfall dürfte es sich aber umgekehrt verhalten. Der Kon-
sument weiss um das Suchtpotenzial und will Suchmittel konsumie-
ren. In Analogie zur Regelung beim Suizid und bei einer Selbstver-
stümmelungto6 wäre eine Leistungsverweigerung nur bei einer uoll-
stcindigen Urteilsunfcibigkeit des Versicherten, als er den entscheiden-
den Schritt in die Sucht machte, ausgeschlossen. Die bisherige Praxis
zu den Suchterkrankungen verlangt jedoch keine Urteilsunfähigkeit in
dem Moment, in dem der letzte entscheidende Schritt in die Sucht
gemacht wurde, sondern nimmt eine Leistungsverweigerung erst dann
vor, wenn der kranke oder invalide Süchtige die Schadenminderungs-
pflicht verletzt, er es, nachdem die Sucht willentlich herbeigefuhrt
wurde, an "gutem 

'Willen" fehlen lässtta7.

Die Herbeiführung der Sucht selbst wird - im Gegensatz zvr
suizidalen Selbstschädigung - nicht als Leistungsverweigerungstat-
bestand betrachtet. Diese Ungleicb beb andlung desselben Tatbestandes
("wilientliche Selbstschädigung") ist fragwürdig. Das Suchtverhalten

Zumutbare Willensanstrengung

Sucht als Leistungsverweigerungstatbestand

Allgemeines

Siehe dazu RteunR-Keprca G. (RN 110) 121 ff .
Der Konsum von Betäubungsmitteln ist zwar strafbar (vgl. Art. 19a BetmG). Oie
einschlägige Strafnorm sieht als Freiheitsstrafe lediglich Haft vor und stellt kein
Verbrechen oder Vergehen dar (vgl. Art. 9 SIGB).

t45 Vgl .  supra N 39.
r{6 Siehe dazu supra N 47 f f .
t47 vgl .  z.e.  BGE 118 v 1 16 E. 7b und 1 11 v 239 E. 2a.

3.
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stellt eine Unterkategorie der willentlichen Selbstschädigung dar und
sollte deshalb gleich streng wie der Suizidversuch oder die Selbstver-
sttirnmelung behandelt werden.

i i)  Alkohol- und Nikotinsucht

Die ältere Rechtsprechung erachtete bei einer Alkohol- oder
einer Tabaksucht den Konsum als grobfahrlässigta* und nahm Ktir-
zungentae vor. Das EVG sah jedoch dann von einer Kürzun g ab, wenn
die Ursache der Sucht eine versicherte Invaliditätsursache bzw. zu-
mindest eine Mitursache darstelltelt0 oder der Versicherte nach
Eintritt der "schuldhaft" verursachten Sucht - schadenmindernde Mass-
nahmen ergriff151. Mit dem Wegfall der Leistungsverweigerung bei
Grobfahrlässigkeit ist - wie bei Übergewichtigen - eine Kürzung nur

Bei Alkoholabusus wurde eine grobe Fahrlässigkeit bejaht, wenn der Versicherte
bei der ihrn angesichts seines Bildungsgrades zumutbaren pflichtgemässen
Sorgfalt rechtzeitig hätte erkennen können, dass jahrelanger Missbrauch alkoho-
lischer Getränke die Gefahr schwerer Gesundheitsschädigung in sich birgt, und
wenn er imstande gewesen wäre, entsprechend dieser Einsicht sich des übennäs-
sigen Alkoholkonsums zu enthalten (ugl.  BGE 98 V 31 E. 1, EVGE 1968 280 und
U EVG vorn 16.6.1970 i .S. B.).  Diese Grundsätze galten ebenfal ls im Zusammen-
hang rni t  dem Tabakmissbrauch (vgl .  BGE 111 V 1S6 8.2c,704V 1 E. 2a und
ZAK 1983 119 E. 1a).

t4e Siehe dazu z.B. BGE 104 V 1 E. Zb/c: "PraxLsgernäss lässt sich unter der Voraus-
setzung, dass die Invalidität einzig durch den Alkohoiismus verursacht worden ist
und der Versicherte den Alkoholismus voll zu veranrworten hat, eine Kürzung
von höchstens 50 % rechtfertigen (ZAK 7969, S. 384, sowie R2252 ff. der Veglei-
tung über Inval idität und Hil f losigkeit vom l.Januar 1971).Ist an der Inval idität
ein zusätzl icher Gesundheitsschaden betei l igt,  so ist das Verhältnis der die
Invalidität bewirkenden Faktoren zueinander abzuklären und der Alkoholmiss-
brauch als Kausalitätsfaktor bei der Bernessung der Kürzung anteilsmässig
festzusetzen (BGE 97 V 230 E. c). Im übrigen bestimmt sich der Kürzungssatz
ausschliesslich nach dem Verschulden des Versicherten. Die Rentenkürzung hat
grundsätzlich so lange zu dauern, als die Kausalität des Verschuldens nachwirkt
(BGE 99 v 31, ZAK 1977, 5.47). Eine befr istete Kürzung ist nur ausnahmsweise
zulässig, wenn schon bei der Rentenfestsetzung wahrscheinlich ist, dass das
grobfahrlässige Verhalten des Versicherten als Ursache seiner Invalidität nach
Ablauf einer annähernd bestimmbaren Zeit nicht mehr erheblich sein wird, weil
andere Faktoren in den Vordergrund treten."

150 Vgl .  BGE 98 V 31 E. 2 (Alkoholsucht)  und 111V 186 E. 3 und 1+ (Tabaksucht) .
r5r  vgl .  z.B. BGE 1rr  v r97 E. 6.
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noch möglich, wenn der Versicherte die Schadenminderungspflicht
nach dem (schuldhaft versursachten) Eintritt der Sucht verletztl52.

Die Abgrenzung Vorsatz-Fahrlcissigkeit ist Fliessend. Der Versi-
cherte, der "Drogen" konsumiert, wandert auf dern schmalen Grat
zwischen Eventualvorsatz und bewusster Fahrlässigkeit. Fahrlässigkeit
setzt einerseits Urteiisfähigkeit und andererseits ein sorgfaltswidriges
Verhalten ("pflichtwidrige Unvorsichtigkeit") voraustt3. Infolge der
grundsätzlichen Straflosigkeit des Konsums legaler "Drogen" (Alkohol,

Nikotin, Essen) kann eine Sorgfaltspflichtverletzung - wenn über-
haupt - erst ab einer bestimmten Menge bejaht werden, während der
Konsum illegaler "Drogen" per.re eine Sorgfaltspflichtverletzung bzw.
strafbare Handlunglta darstellt.

Unklar ist,  wo beim Konsum legaler "Drogen" die Grenze
zwischen Selbstbestimmungsrechtttt und öffentlichem Gesundheits-
schutz zu ziehen istlt6 und wie Vorsatz und Fahrlässigkeit zu verstehen
sind. Der eine Versicherte wird die Gefahren der jeweiligen Droge
kennen, aber im Vertrauen auf deren Ausbleiben konsumieren,
während der andere Versicherte sich um die potenziellen Gefahren
einen Deut schert und allfällige Nachteile bewusst in Kauf nimmt,
mithin eventualvorsätzlich handelt. Vie ist ein Suchtverhalten objekti-
viert zu verstehen: nur als Ausdruck einer (groben) Fahrlässigkeit oder
als Eventualvorsa tz:/157

Venn das EVG einerseits bei einem Versicherten, dem die

"gesundheitlichen Gefahrdungen eines jahrzehnteiangen, massiven

tsz vgl .  BGE i11 V 197 E.6,99 V 31 sowie ZAK 1979 568.
r i l  Vgl. z.B. Arr. 18 Abs. 3 SIGB.
r54 vgl.  Art.  19a BetmG.
r55 Siehe dazu z.B. Rrnuen-Knnra G. (FN 110) 513 ff .
156 Siehe dazu z.B. BGE 128 I 295 (Tabak- und Alkoholwerbeverbot), I27 M78

(verbotener Handel rnit  hal luzinogenen Pilzen), 126 1121 (Alkoholwerbeverbot),
118 Ib 356 (Tabakwerbeverbot).

157 Siehe dazu z.B. Scuann R., Duc J.L., er AL,, Das verschulden im Vandel des
Privatversicherungs-, Sozialversicherungs- und Haftpflichtrechts, Basel/Frankfurt
a.M. 7992, 34 f . ,  wo eine Drogensucht unter Hinweis auf die deutsche Praxis als
eventualvorsätzl ich qual i f iz iert wird.
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Tabakmissbrauchs im Ausmass von 20 bis 40 Stück Zigarctten im Tag
bekannt waren" und der die "ausdrücklichen, ärztlichen \üTarnungen

im Verlaufe des Krankheitsgeschehens" nicht beachtbt hat, auf Grob-
fahrlässigkeit schliesstt5s, und anderseits bei einem Versicherten, der
sich in suizidialer Absicht bewusst töten wollte, weder Vorsatz noch
Grobfahrlässigkeit bejahtl5e, wird vollends unklar, was (Eventual-)
Vorsatz und was grobe Fahrlässigkeit ist. Wer eine konkrete Gefahr
erkennt und sogar mehrfach gewarnt wird, aber trotzdem handelt
bzw. sich selbst töten will, der handelt (zumindest) eventualvor-
sätzlichl60.

Beim Konsum potenziell gesundheitsschädigender legaler "Dro-
gen" ist -  wie beim Konsum i l legaler Drogen - eine tei lweise Leis-
tungsverweigerung gerechtfertigt, weil der Versicherte durch sein
bewusstes Handeln den Versicherungsfall vorsätzlich mitverursacht
und es nicht darauf ankommen kann, ob ausnahmsweise der Konsum
selbst - wie beim FIAZ - strafbar ist und insoweit eine Kürzung in-
folge eines fahrlässig oder vorsätzlich begangenen Vergehens oder
Verbrechens statthaft ist16t. Es kommt hinzu, dass in Zeiten der ex-
plodierenden Gesundheitskosten eine Privilegierung von Personen,
die schuldhaft Mehrkosten verursachen, fragwürdig ist. De lege lata
und de legeferendaist deshalb die individuelle Verantwortlichkeit von
Versicherten, die Suchtmittel konsumieren, zu bejahent6'.

Allfälligen Beweisschwierigkeiten in Bezug auf die inneren
Umstände des Versichertenl6s und die Kausalität des Konsums kann
mit der Annahme einer widerlegbaren Tatsacbenuermutungbegegnet

r i '  vgl .  BGE 111 v 186 E. 4b.
751) Siehe dazu EVGE 1964 256 (offen gelassen) und U EVG vom 70j21969

(I 242/69) sowie MuneR E./Sreunnrn H.-U., Rechtsprechung des Bundesgerichts
zum Sozialversicherungsrecht. Bundesgesetz über die Invai idenversicherung
(IVG), Zürich 7997, 47.

160 Vgl. supra N 38.
16r Siehe dazu (rruan-KaRxe G. (FN 110) 343 und 352 f. sowie ferner den FIAZ-

Anwendungsfal l  U VerwGerNE vom 21.5.2002: SVR 2003 W Nr. 8.
162 Der Gesetzgeber wollte mit dern Erlass von Art. 21 ATSG keine neuen Ktirzungs-

rnögl ichkeiten einführen (ugl.  KTESER, ATSG-Kornmenrar, N 1 zu Arr. 21).
16r Siehe dazu Munrn E./Sraunne n H.-U. (FN 1iD 46.
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werden, wonach ein Suchtverhalten, ist es einmal mit überwiegender
'$Tahrscheinlichkeit bewiesent6o, den Vorwurf der eventualvorsätzli-
chen Verursachung des versicherten Risikos beinhaltet. Der Versi-
cherte kann eine Leistungsverweigerung abwenden, wenn er darlegt,
dass er die gesundheitsschädigenden Gefahren seines Verhaltens in
guten Treuen nicht kennen konnte, diese zwar kannte, aber um-
ständehalber darauf vertrauen durfte, dass sie sich nicht verwirklichen
würden165, oder der Konsum für den Eintritt des Gesundheitsschadens
nicht kausal war.

ii i) Rauschgiftsucht

Beim Vorliegen einer Rauschgiftsucht wird -trotz des zumindest
eventualvorsätzlichen Verhaltens - e ine Leistr-r ngsverweigeru ng praxis-
gemäss verneintt66. Eine derartige Privilegierung ist mit einer Ungleicb-'
bebandlung uon Versicberten, die an einer anderen Sucht leiden,
verbunden. Letztere sind bzw. waren nach der bisherigen Praxis zur
Abstinenz verpflichtet und müssen abmagern oder den Alkohol- und
Nikotinkonsum einschränkent6t.

Der Umfang der Leistungspflicht der obligatorischen Kranken-
pflegeversicherung für ärztliche Leistungen bei einer Rauschgiftsucht
mit Krankheitswert wird in ZIff .8 Anhang 1 KLV geregelt. Eine Leis-
tungspflicht der IV besteht auch für Versicherte, die wegen Alkohol-
missbrauchs oder Drogensucht gestützt auf Art.  44 Zfff  .1 bzw. Zrff  .  6
StGB in eine Heilanstalt  eingewiesen wurdent6t.

Der Leistungsanspruch, insbesondere derjenige eines Heroin-
süchtigen auf Methadonlangzeitbehandlung, kann nicht unter Beru-

t64 vgl .  z.B. BGE 111 v 186 E. 3.
t6i Analog zur früheren Praxis des "Vohlverhaltens" (vgl
166 Siehe dazu BGE 118 V 107, RKTIV 1997 2l und 1993

353 E. 5.
t67 Siehe dazu supra N 60 und 66.
168 vgl.  ZAK 1988 176 (s.c. Art.  16 IVG).

BGE 17M97 n.  6b).

42. Siehe aber BGE 726 v
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fung auf die Schadenminderungspflicht verneint werden, weil ein
Scheitern der Entwöhnungstherapie nicht auf das Fehlen des guten
Willens, sondern auf die Suchtkrankheit selbst zurückzuführen ist16e.

lV. Wil lentl icheVerschl immerungdesVersicherungsfal les

A. Schadenminderungs- und Mitwirkungsgrundsatz

1. Rechtsnatur

Der Versicherte darf den jeweiligen Versicherungsfall weder
vorsätzlich herbeiführen noch - ist er einmal willensunabhängig ein-
getreten - verschlimmerntTO. Diverse Erlasse statuieren diese Schaden-
minderungspflichtl7l. Die Pflicht zur Schadenminderung gilt darüber
hinaus ganz allgemein i.S. eines allgemeinen Recbtsgrundsatze!12.

2. Verpflichtete Personen

Adressat der Schadenminderungspflicht ist der Versichertetts.
Familienangehörige, die von sozialversicherungsrechtlichen Leistungen
mittelbar begünstigt werden, sind nicht schadenminderungspflichtig.
Insbesondere ist die Verwandtenunterstützungspflicht gemäss

r6e Vgl .  BGE 118 v ro7 E.7b.
r70 Siehe zum Begriff des Verschlimrrerns bereits supra N 35 ff.
L7t Siehe z.B. Art.  21 Abs. 4 ATSG, Art.  10 Abs. 2, Art.  28 Abs. 2 und Art.  31 Abs. 1

IVG, Art.  18 Abs. 2 und Art.  48 IJVG sowie Art.  18 und 40 Abs. 4 MVG.
t72 Vgl. statt  vieler GeHneR L.R., Von der Schadenminderungspfl icht, in: Collezione

Assista, Genf 7998,756 ff .; Meven-BmsEIt U., Zum Verhältnismässigkeitsgrundsatz
im staatl ichen Leistungsrecht (am Beispiel der berufl ichen Eingl iederungsmass-
nahmen der IV),  Diss.  Bern 1985,131; LocHenT. (FN 80) 407 f f . ,408 f .  und 415;
OrrlNceR K./Sr,A,nK E.\7.,  Schweizerisches Haftpf l ichtrecht, Bd. I :  Al lgemeiner Tei l ,
5. A., Zürich 7995, 267 ff  . ;  und Runo-JLrNGo A., Haftpf l icht und Sozialversiche-
i lng, Begrif fe, 'Wertungen und Schadensausgleich, Freiburg i .Ue. 1998, N 832.
Vgl. Art.  21 Abs. 4 ATSG. Die Mirwirkungspfl icht demgegenüber besteht auch
gegenüber dem Arbeitgeber des Versicherten, Arzten und anderen Sozialversiche-
rern (vgl .  z.B. Art .28 Abs. I ,  Art .30,  Art .32 und Art .  1+7 ATSG).

Zumutbare Wil lensanstrengung

Lrt. 328 ff . ZGB gegenüber der sozialversicherungsrechtlichen Leis-
tungspfl icht subs idiär17 a .

Die Subsidiarität äussert sich ferner in der Zusprechung von
Leistungen für innerfamiliäre Verrichtungen. So kann der Versicherte
gegenüber der IV und der UV175, nicht aber gegenüber der KVi76
Leistungen geltend machen, wenn er von Angehörigen gepflegt und
betreut wird. Bei der Hilflosenentschädigung sind insbesondere un-
gewöhnliche Pflege- und Betreuungsleistungen, die Angehörige er-
bringen, objektiv unzumutbar und wirken leistungserhöhend177.

Die Subsidiarität gilt aber nicht ausnahmslos in Bezug auf die
eheliche Beistands- und Unterstützungspflichtl78. Zurückhaltung aufer-

t74 Vgl. Art.  3c Abs. 2 l i r .  a ELG und BGE 116 v 3318. 1c.
t75 Vgl. Art.  14 Abs. 1 l i t .  a und Abs. 3, Art.  4 IW, Art.  10 Abs. 3 LIVG und Art.  18

Abs. 2 LfW sowie Art. 8 lit. c und 20 MVG.
176 vgl.  BGE 126 v 330 E. 1b = RKUV 2000 288. Eine Leistungspfl icht besteht nur

dann, wenn der Angehörige anerkannter Leistungserbringer ist (vgl. U EVG vom
20.72.1999 i.S. X. = RKLIV 2000 77 betreffend ärztliche Behandlung durch den
Ehegatten bzw. U EVG vom 20.12.1999 i.S. X. = RKW 2000 82 betreffend
ärztliche Behandlung durch einen Elternteil).

In ZAK 1985 407 hat das EVG die Hiifeleistung eines Ehemannes, welcher seiner
harninkontinenten Gatt in nachts mehrmals den Topf reichen und diesen an-
schliessend reinigen musste, als leistungserhöhend erachtet. Sodann wurde im
U EVG vom 12.2.1987 i .S. Z. festgestel l t ,  dass die Dienstleistungen der Ehefrau,
die den Ehemann zur Toilette bringen, ihm die Flasche reichen und ihn für die
Nacht mit dem Urinal ausrüsten muss, eine erhebliche direkte Dritthilfe bei der
Notdurftverr ichtung darstel le. Gemäss U EVG vom 3.2.7988 i .S. Sch. E. 2d sind
auch blosse Hilfeleistungen der Ehefrau eines Versicherten, der sich den Darm
von Hand ausräumen muss, zu berücksichtigen.

Die Rechtsprechung belaht gestützt auf Art. 163 ZGB die Pflicht des haushaltfüh-
renden oder teilerwerbstätigen Ehegatten des Versicherten, unter Umständen eine
Erwerbstätigkeit aufzunehmen oder diese auszudehnen (vgl. AHI-Praxis 2001
132; SVR 2001 EL 111. 5, 13 E. 2c; BGE 177 v 293 E. 3 und ZLK 1992 328). Bei
der Bemessung der EL der Ehefrau wird sodann praxisgemäss ein hypothetisches
Einkommen des nicht rentenberechtigten Ehemannes angerechnet, wenn dieser
sich vorzeit ig hat pensionieren lassen, was bedeutet, dass dem anderen Ehegat-
ten ein Verzicht auf vorzeitige Pensionierung zumutbar ist (vgl. ZAK 1986 768)'
'!/ird davon abgesehen, ist das hypothetische Einkommen, das von der Ver-

waltung oder vorn Richter zu schätzen ist, bei der Ermittlung des anrechenbaren
Einkornmens zu berücksichtigen. Einem El-Bezüger kann aber nicht zugemutet
werden, nach An. 277 Abs.2 ZGB Unterhaltsbeiträge über die Mündigkeit hinaus

zu bezahlen (vgl.  ZAK 1991 32r.
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legt sich das EVG auch im Haushaltungsbereich, wo eine Verpflich-
tung des Versicherten, gegenüber Angehörigen die ihm zustehenden
Beistands- oder lJnterstützungsleistungen zu fordern, bejaht wird.
Beschränkt wird die Mithilfe aber auf das rrg61i.h.rrtzr.

3. Erscheinungsformen

Selbstständige Vornahme von Schadenminderungsmassnahmen

Der Geschädigte hat nach dem Eintritt eines Gesundheitsscha-
dens von sich aus alles ihm Zumutbare selber vorzukehren, um den
Gesundheitsschaden und dessen Auswirkungen bestmöglich zu
mildern (Gntndsatz der Selbsteinglieden,r.ng)tto. Für die Feststellung
des Pflege- und Betreuungsaufwandesttt ist insbesondere entschei-

r7e Unter "üblicher't Mithilfe wird dabei aber nicht nur jene verstanden, welche
Angehörige, insbesondere Kinder, in Haushalten mit gesundheitlich nicht
angeschlagenen Versicherten heute allgemein erbringen, sondern vielmehr eine
solche, die ein vernünftiger Mensch in der gleichen Lage ergreifen würde, wenn
er keinerlei Entschädigung zu erwarten hätte (vgl.  U EVG vom 08.11 .1993 i .S. C.
8.2b, welcher Entscheid von der Zumutbarkeit für die beiden dreizehnjährigen
Töchter ausgeht, verschiedenartige Entlastungen der Mutter in den Bereichen
Einkauf [Tragen von schweren Sachen/Unterstützung bei Grosseinkäufen],
Ernährung [Mithilfe bei der Vorbereitung von Mahlzeiten, Abwaschen des
Geschirrs etc.l, 'Wohnungspflege und rVäsche [Transport der W'äsche in die
rü/aschküche, Aufhängen, Vechseln der Berwäschel vorzunehmen). In U EVG
vom 30.11.1995 i .S. V.-I .  wurde davon ausgegangen, dass die Versicherte Zugang
zum Kellergeschoss haben müsse und dem Ehegatten und der Tochter die
Erledigung der Väsche sowie der Transpon der Nahrungsmittel aus dem
Gemüse- und Vorratskeller in die Küche nicht zumutbar sei. U EVG vom
28.08.1981 i .S. I .  E. 2a bezeichnet den bloss vorübergehenden Einsatz der
berufstätigen Tochter im Haushalt der Versicherten als nicht entscheidend. Siehe
ferner BGE 110 V 322 E. 4 (Zumutbarkeit der Mithilfe der Schwiegermutter und
der 18-jährigen Tochter im Haushalt) sowie ZAK 7984 135 (Zurnutbarkeit der
Mithilfe einer Spettfrau während rund vier Wochenstunden sowie des Ehemannes
und der Tochter während rund zwölf Vochenstunden in einem Vier-Personen-
Haushalt).

r80 vgl. z.B BGE 127 v 294 E. l+b/cc und 1 13 v 28 E. 4a sowi e ZAK 1986 507 .
r81 Die nachfolgenden Ausführungen zu den die Selbstständigkeit erhaltenden oder

verbessernden Massnahmen betreffen Hilflosenentschädigung und Hilfsmittel-
anspruch, gelten aber entsprechend für andere Pflegeleistungen, insbesondere
Hauspflege- und Spitexleistungen, sofern der Pflege- und Betreuungsaufwand für

töb

dend, welche Tätigkeiten bei zumutbarer Kleidung oder Vorhanden-

sein Zumutbarer Pflegeutensilien selbst vorgenommen werden könn-

ten182.

Der Versicherte hat ferner von sich an der Feststellung, ob die

LeistungSVorauSsetzungen gegeben sind, mitzuwirken tt3,'insbesondere

eine Anmelclung zum Leistungsbezug vorzunehment8a und notwendi-

ge Auskünfte zu erteilenltt. Der Versicherte ist dabei gehalten, die ihm

zumutbaren Verhaltenspflichten entschädigungslos zu erfüllentt6.

i i )  WeisungsgebundeneVornahmevonSchadenminderungsmassnahmen

Neben der selbstständigen Vornahme von Schadenminderungs-

massnahmen ist der Geschädigte auch zur weisungsgebundenen

Teilnahme an Abklärungs-, Eingliederungs- und sonstigen Massnah-

men verpflichtetl87. Der Versicherte hat sich namentlich ärztlichen oder

fachlichen Untersuchungen, die für die Beurteilung notwendig und

zumutbar sind, zu unterziehenlss,

80

79

81

182

181

184

185

186

die Leistungsfestsetzung massgeblich ist'

zAK 7989 228.

Vgl. z.B. Art.26 Abs. 2, Art.  28 und Art.  43 ATSG, ert.  31 IVG, Art.  82 Abs. 2 und

3, Art.  108 Abs. 1 l i t .  c UVG.

Vgl. Art. 29 ATSG.

Vgl. Art.  28 Abs. 2 und 3 ATSG'

vgt. ert.  28 Abs. 1 ATSG. Die einschlägigen Erlasse sehen ausnahmsweise eine

Efitschädigungspflicht für Reise- und Tränsportkosten vor (vgl. Lrr' 25 Abs' 2 lit' g

KVG, ertll3,-lif. g KW, Art. 26 f. KLVG [siehe dazu BGE 124 V 338 und die

Urteiisbesprechun--g uon buc, in: AJP 1999 208l, Art. 13 UVG und Art. 20 Abs' 1

tIW sowie Art. 16 Abs. 1 und Art. 18 Abs. 1 IVG sowie Art. 5 Abs. 4 und Art' 6r'' '

Abs. 2 IVV, Art. 19 Abs. 2 lit. d IVG, Art. BQU^'", Art. 9''i ' und Art. 11 JVv sowie

Art. 51 IVG und Aft.  90 und 90bis IW).
187 Vgl .  Art .43 ATSG, Art .40 Abs. l  MVG und BGE 113V 28E.4a,107 V 20,105V

t7g E z, gg v 48, EVGE 1967 33 und ZAK 1989 213 und 1985 325 ie m.H.
188 vgl.  Art.  43 Abs. 2 ATSG und infra N 108 ff '
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B. Zumutbarkeit der Schadenminderungspflicht

1.  Al lgemeines

Der Grun dsatz der Zumutbarkeit gilt im Sozialversicherungsrecht
generell i.S. eines allgemeinen Rechtsgrundsatze!8e .Massnahmen, die
dem Versicherten unzumutbar sind, müssen deshalb nicht getroffen
werdentet'. Der Gesetzgeber verpflichtet dabei nicht nur zur zumut-
baren Schadenminderung und Mitwirkung, sondern sieht - in Kon-
kretisierung des Zumutbarkeitsgrundsatzes bei unzumutbaren
Zustanden Leistungen vortet .

Die Zumutbarkeit ist ein normatiuer Begnffez. Der Richter und
nicht der Gutachter entscheidet deshalb über das Vorliegen einer
allfälligen Unzumutbarkeit. Der medizinische Gutachter har dem
Richter allerdings die tatsächlichen Entscheidungsgrundlagen für die
Beurteilung der Zumutbarkeit zu liefernles.

rse Siehe dazu LeNoolr H. (FN 6) N 96 ff. und MeuRER A., Begriff und Grundsatz der
Zumutbarkeit irn Sozialversicherungsrecht in: Festschrift 75 Jahre EVG, Zürich,
7992,227 ff  .  Der Zumutbarkeitsgrundsatz wird rnitunter als Anwendungsfal l  des
Verhältnismä.ssigkeitsgrundsatzes (Angemessenheit) verstanden (vgl. die Hin-
weise bei leto.,  N 218 ff .) ;  insoweit kärne ihm Verfassungsrang zu (vgl.  Arr. 5
Abs. 2 und Art.  36 Abs. 3 BV).

reo Ygl. dazu Art. 6 (zurnutbare Arbeit), Art.7 (zurnutbare Behandlung und Einglie-
derung), Art. 27 Abs. 4 (zumutbare Behandlung und Eingliederung), e.rt. 43
Abs. 2 ATSG (zumutbare ärztliche oder fachliche Untersuchung) sowie Art. 18
Abs. 2, Art.  28 Abs. 3 und Arr. 40 Abs. 1 MVG sowie IBrD., N 1gb ff .

rel vgl.  Art.  16 Abs. 2 l i t .  b IVG (Eingl iederungsleistungen bei unzumutbarer Er-
werbstärigkeit), Art. 19 Abs. 1 IV (Sonderschulbeiträge bei Unzurnutbarkeit des
Volksschulbesuchs) und Art. 4IrW (Pflegebeiträge bei unzumutbarer Hauspflege)
sowie supra N 77.

' te2 
So schon EVGE 1961 160 E. z.

rer Siehe dazu supra N 23.
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2. Auslegung des Zumutbarkeitsgrundsatzes

Der Gesetzgeber verweist oft  auf die "Zumutbarkeit" lea. In der
Regel belässt er den Hinweis unspezif iziertle5. In vereinzelten Fällen
konkretisiert die fragliche Norm den Zumutbarkeitsbegriff, indem sie
die Zumutbarkeit in einen Gesamtkontext stelltleo oder anhand einer
Nennung von Kriterien klar gemacht wird, wie sie interpretiert werden
muss1e7. Die fraglichen Kriterien beruhen dabei meistens auf objektiv
messbarentet oder zumindest objektivierbaren Umständentee.

D e r Zu mutb arke its g ru nds atz ist gru ndsätzlich o bj e ktiuie rt au szu -

legen7"". Seine Funktion besteht nämlich darin, das Interesse an einer
sparsamen Verwendung öffentlicher Gelder und das individuelle
Leistungsinteresse in Einklang zu bringen, mithin eine allgemein
anutendbare PJlichtengrenze festzulegen'nt. Es kann deshalb nicht
einseitig auf ein Interesse abgestellt werden, Die (fehlende) subjektive
Leistungsbereitschaft des Versicherten ist genauso irrelevant202 wie

84

,1

85

194

r95

Siehe dazu nachfolgende FN und ferner MRUIER A. (FN 18D 227 ff  . ,230 ff  .

Vgl. z.B. ert.  6 und 7 ATSG, Art.  16 Abs. 2 l i t .  b, Art.  19 Abs. 1 und Art.  31 Abs. 1
IVG sowie Art.  9'" 'Abs. 1, Art.  28o' '  Abs. 2 IW.

leo Vgl. z.B. Art.7 ATSG (ausgeglichene Arbeitsmarktlage).
te7 Aft.24 Abs. 4 ATSG und Art.  31 Abs. 2IvG (Gefahr für Leib und Leben), Art.  4

Abs. 1 und 2 tW (Pflege von mehr als zwei Stunden oder dauernde Überwa-
chung) und Art. 18 Abs. 2 MVG (diagnostische Zwecke oder hohe Wahrschein-
lichkeit, eine erhebliche BesserLlng zu bewirken).

re8 vgl.  z.B. Aft.4 Abs. 2 IW (Pflege von mehr,als zwei Stunden).
lee Vgl. z.B. Art. 7 ATSG (ausgeglichene Arbeitsmarktlage).
200 Die Rechtsprechung legt den Zumutbarkeitsbegriff in der Regel objektiv aus,

wenn der Gesetzgeber keine Auslegungshil fe gibt (vgl.  z.B. BGE 128 II I  1

lUnzumutbarkeit der Fortführung der Ehe bei psychischer Krankheit eines
Ehegatten), E. 3a/cc: "Massgeblich ist, ob unter Berücksichtigung sämtlicher
Umstände das Fortbestehen der Ehe der Klägerin seel isch zumutbar ist,  bezie-
hungsweise ob die geistig-emotionale Reaktion, das Fortbestehen der Ehe
wähiend vier Jahren als unerträglich zu betrachten, objektiv nachvollziehbar ist
(BGE 127 i l I  729 E.3b S. 134)"; BGE 121 V 240 E. 3c/bb [oblektiv zumutbare

Schadenskenntnis der Ar-rsgleichskassel und BGE 115 Ib 28 E.2 [Zumutbarkeit
'  von Anschlussgebührenl).

2or Vgi. bereits supra N 2 f.
202 Vgl. aber infra N 124,

189
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eine einseitige Betonung einer sparsamen und wirtschaftlichen Versi-
cherungspraxis:

"Bei den Anforderungen, welche unter dem Titel der Schaden-
minderung an den Versicherten gestellt werden , darf sich daher
die Verwaltung nicht einseitig vom öffentl ichen Interesse an ei-
ner sparsamen und wirtschaftl ichen Versicherungspraxis leiten
lassen, sondern sie hat auch die grundrechtlich geschützten
Betätigungsmöglichkeiten des Leistungsansprechers in seiner
Lebensgestaltung angemessen zu berücksichtigen. Velchem
Interesse der Vorrang zukommt, kann nicht generell entschie-
den werden. Als Richtschnur gilt, dass die Anforderungen an
die Schadenminderungspflicht zulässigerweise dort strenger

:lXt ili-':: :i};ii;Jnans 
pru chnahme de r I nvar idenvers iche-

86 Die objektiv zumutbare Villensanstrengung basiert ietztlich auf
dem subjektiven Vertesystem des Rechtsanwenders. Er entscheidet,
weiche objektiven G egebenheiten (Krankheitszustände, wirtschaftliche
Verhältnisse etc.) und welche subjektiven tlmstände (Alter, Bildung,
Herkunft, Schmerzen etc.) für die Auslegung heran gezogel werden
dürfen und müssen. Das EVG hat dabei keinen für alle Fälle einheitli-
chen Zumutbarkeitstest entwickelt. Es trägt mitunter gar zur Verwir-
rung bei, wenn - z.B. bei der Festlegung der Zumutbarkeit einer
Arbeit - die Oblektivität betont wird2on, im Einzelfall aber die Zumut-
barkeit anhand sowohl von subjektiven als auch von objektiven
Umständen geprüft wirdto5.

zo3 BGE 113 V 22 E. 4d.
zo4 Siehe dazu infra N 94 ff,
205 Das Paradebeispiel ist der Fal l  der Fussstickerein, vgl.  BGE 109 Y 25 E. 3:

"Aufgrund der persönlichen Verhältnisse der Beschwerdeführerin ist die von ihr
ausgeübte Tätigkeit als Fussstickerin zumutbar, weil sie dazu effektiv in der Lage
ist und weii diese Beschäftigung für sie nicht nur in materieller Hinsicht, sondern
anerkanntennassen auch in persönl icher Hinsicht einen hohen Vert darstel l t .  Die
Zumutbarkeit ist aber auch aus objektiver Sicht zu bejahen, weil  diese Art der
Bewält igung eines schweren Gesundheitsschadens von der Al lgemeinheit nicht
als erniedrigend empfunden, sondern im Gegentei l  als besonders wertvol le
Leistung anerkannt wird."
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Der objektivierte Zumutbarkeitsbegriff stösst dann an Grenzen,
wenn eine Einzelfallbeurteilung erforderlich istt"(', kraft einer gesetzli-
chen Verweisung auf die beim Versicherten vorliegenden persönli-
chen Verhältnisse abgestellt werden muss'ot oder Ausnahmefället('8
vorliegen. In solchen Fällen ist die Zumutbarkeit subjektiviert zu
verstehen. Stellt sich z.B. die Frage, ob der Versicherte bedürftig ist,
wird zwar auf eine obiektive Bedürftigkeitsgrenze abgestellt, im
Einzelfall aber geprüft, ob der Versicherte auf Grund seiner konkreten
Situation diese unterschreitet'oe.

Eine subjektiuierte Auslegung ist insbesondere dann vorzuneh-
men, wenn das vom Gesetzgeber verlangte Verhalten grundrechtlich
geschützte Lebensbereiche betrifft"o. Schadenmindernde Massnahmen
tangieren regelmässig die Grundrechte der körperlichen lJnversehrt-
heit2lt und der Achtung des Privat- und Familienlebersttt, die Bewe-
gungs- und Niederlassungsfreiheit2l3 und, soweit Behinderte und
Betagte betroffen sind, neuerdings auch das D is kriminieru ngsverbott t a.

Sind diese oder andere Grundrechte betroffen, muss der Rechts-

Wer Leistungen in gutem Glauben empfangen hat, muss sie nicht zurückerstatten,
wenn eine grosse Härte vorliegt (vgl. Art. 25 Abs. 1 ATSG). Zu letzterem Er-
fordernis siehe z.B. BGE I22 v 221 E. 5 und 126 V 48 (betreffend AIV).

Siehe z.B. Art .24 Abs.4 ATSG (" . . .das ihrn Zumutbare. . . " )  und infra N 123.
Allfällige aussergewöhnliche Anstrengungen über die Schadenminderungspflicht
hinaus, die zu einer Schadenverringerung geführt haben oder führen werden,
sind vor dem Hintergrund des objektiven Charakters der Zumutbarkeit zu
Gunsten des Versicherten zu berücksichtigen (siehe zur analogen Problernatik im
Haftpflichtrecht z.B. BneHu, Berner Kommentar 7998, N 74 zu Art. 46 und N 56
zu Art. 42 OR).

20e Vgl. z.B. Art.  11 AHVG. AHV-/W-lEO-Beiträge können nach Art.  11 AHVG
herabgesetzt oder erlassen werden, wenn deren Bezahlung einem obligatorisch
Versicherten nicht zumutbar ist. Die Voraussetzung der Unzumutbarkeit ist erfüllt,
wenn der Beitragspflichtige bei Bezahlung des vollen Beitrags seinen Notbedarf
und denjenigen seiner Famil ie nicht befr iedigen könnte. Unter Notbedarf ist das
Existenzminimum irn Sinne des SchKG zu verstehen (vgl.  BGE 120 Y 274 E. 5a
rnit Hinweis).

210 Vgl. Art. 7 ff. BV.
ztr Siehe An. 10 Abs. 2 und 3 BV und ert.  3 EMRK.
ztz Siehe Arr. 13 und 14 BV und Arr. 8 EMRK.
213 Siehe Art.  10 Abs. 2 und 24 BV und Art.  5 EMRK.
214 Siehe Arr. 8 Abs. 2 BV.

87

88

207

208
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anwender eine den Verhältnissen des Einzelfatts gerecbt werdende
Ve r b ä I t n i s m ä s s ig k e i t sp r üfung d u rc h fü h re n 2 1 5

C. Zumutbarkeit der Verwertung einer Restarbeits- und Resterwerbs-
fähigkeit

1. Al lgemeines

Erwerbsunfähigkeit wird von Art. 7 ATSG defliniert als ein durch
Beeinträchtigung der körperlichen oder geistigen Gesundheit ver-
ursachter und nach zumutbarer Behandlung und Eingliedemng
verbleibender ganzet oder teilweise r Verlust der Erzuerbsmöglicbkeiten
auf dem in Betracht kommenden ausgeglichenen Arbeitsmarkt. Der
Erwerbsunfähigkeitsbegriff schliesst ursachebezogen andere als ge-
sundheitliche Beeinträchtigungen aus"6 und setzt folgebezogen vo-
raus, dass trotz zumutbarer Behandlung und Eingliederung eine
(partielle) Beru fsunfähigkeit resultiert.

Invalid wird man, wenn ein Gesundheitsschaden entweder eine
voraussichtlich bleibende oder längere Zeit dauernde ganze oder
teilweise Erwerbsunfahigkeit"t oder - falls die Ausübung einer Er-
werbstätigkeit dem Versicherten nicht zugemutet werden kann - eine
unmöglichkeit, sich im bisherigen Aufgabenbereich zu betärigen218,
oder einen anderen spezifischen Invaliditätsfall, z.B. Hilflosigkeit,
verursacht hat. Das Vorliegen einer Erwerbsunfähigkeit ist so primäre,
aber nicht einzige Voraussetzung für den Eintritt einer Invalidität.

)15 Vgl .  Art .  36.ev.
?t6 Siehe dazu infra N 97.
217 Siehe Art. 4 Abs. 1 IVG und Art. g ATSG.

ATSG ftir Arbeits- und Erwerbsunfähigkeit
218 Vgl. Arr. 8 Abs. 3 ATSG.

197

Ahnliche Umschreibungen kennt das
(vgl.  Art.  6 und 7 ATSG).
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7. ZumutbareVerwertungderRestarbeitsfähigkeit

Von der Erwerbsunfähigkeit zu unterscheiden ist die Arbeits-
unfähigkeit. Diese besteht in einer durch eine Beeinträchtigung der
körperlichen oder geistigen Gesundheit bedingte, volle oder teilweise
(lnfäbigkeit, im bisberigen Beruf oder Aufgabenbereicb zumutbare
Arbeit zu leisten. Bei langer Dauer wird auch die zumutbare Tätigkeit
in einem anderen Beruf oder Aufgabenbereich berücksichtigt und
nähert sich die Arbeits- der Erwerbsunfähigkeit 

^nt".

Im Gegensatz zur Erwerbsunfdhigkeit spielen Behandlung und
Eingliederung keine Rolle. Entscheidend ist vielmehr, ob der Versi-
cherte trotz des erlittenen Gesundheitsschadens zumutbarerweise in
der Lage ist, seine bisherige Tätigkeit auszuführen. Die Zumutbarkeit
der Verwertung der Restarbeitsfähigkeit hängt so primär vom Gesund-
heitszustand im Beurteilungszeitpunkt und den Anforderungen der
bisherigen Tätigkeit ab (sog. medizinisch-theoretische Arbeitsfähig-
kei t )2 '0.

Massgeblich ist, ob der Versicherte unter Berücksichtigung der
konkreten Arbeitsmarktlage und gegebenenfalls einer bestimmten
Anpassungszeit22t in der Lage wäre, die bisherige berufliche taiigkeit
bei gutem \fli l len nutzbringend auszuüben; das Fehlen des guten
Villens ist nur dort entschuldbar, wo es auf einer Krankheit beruht222.

91

89

92

9390

219

220

222

Vgl. Art. 6 ATSG.
Vgl.  dazu stat t  v ie ler  BGE 114V 287 E. 1 c und d,  111 V 235 E. 1 und KIesER,
ATSG-Kommentar, N 1 ff. zu Art. 6.
Nach der Rechtsprechung ist grundsätzlich von einer Anpassungsfrist von drei bis
fünf Monaten auszugehen (vgl.  BGE 115 V I33 E. 2; 714 V 283; 111 V 239 E, lb
und 2a;101 v 145 E.2b; RKW i989 108 E. 1d).
Vgl . .BGE 111 V 239 E.2a und 101 V 145 8.2b.
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3. ZumutbareVerwertungderResterwerbsfdhigkeit

i) Objektivität der Zumutbarkeitsprüfung

a) Massgeblichkeitkeitdesobfektiven Leistungsvermögens

Für die Bejahung einer Erwerbsinvalidität genügt nicht, dass der
Versicherte wegen seiner Abnormität nicht hinreichend erwerbs tcitig
ist. Zur Annahme einer durch einen versicherten Gesundheitsschaden
verursachten2'3 Erwerbs unfcibigkeit ist vielmehr erforderlich, dass die
Verwertung der Arbeitsfähigkeit dem Versicherten sozialpraktisch
nicht mehr zumutbar oder - als alternative Voraussetzung - sogar für
die Gesellschaft untragba r ist22a .

Das EVG betont dabei, dass der Zumutbarkeitsbegriff - sowohl
bei physischen als auch psychischen Gesundheitsschäden - objekti-
viert zu verstehen ist225. Massstab ist nicbt die subjektiue Leistungs-
bereitschoffru, sondern die Tätigkeiten, die ein vernünftiger Mensch in

22' Vgl. dazu z.B. U EVG vorn 28.8.1981 i .S. I . ,  E. 2b: "Folgl ich bedeutet eine fach-
ärztlich festgestellte psychische Krankheit nicht ohne weiteres auch das Vorliegen
einer Invalidität. Unabhängig von der Diagnose rruss eine Beeinträchtigung der
Leistungsfähigkeit ausgewiesen sein und in ihrem Ausmass bestirnmt sein. (. . .)
Aufgrund dieser ärztlichen Feststellungen ergibt sich indessen höchstens, dass die
Beschwerdeführerin behandlungsbedürftig ist. Daraus kann aber nicht auf einen
seelischen Gesundheitsschaden geschlossen werden, der eine IV-rechtl iche
relevante Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit in ihrem Aufgabenbereich als
Hausfrau zur Folge hätte."

224 vgl.  ZAK 1g84 342, BGE 102 V 165 und ZAK 7g77 753.
225 Siehe z.B. BGE 127 v 291t E.4c: "Entscheidend ist die nach einem weit gehend

objektivierten Massstab zu erfolgende Beurteilung, ob und inwiefern dem Ver-
sicherten trotz seines Leidens die Verwertung seiner Restarbeitsfähigkeit auf dem
ihrn nach seinen Fähigkeiten offen stehenden ausgeglichenen Arbeitsmarkt noch
sozial-praktisch zumutbar und für die Gesellschaft tragbar ist (BGE I0Z Y 165;
AHI 1996 S.303 Erw.2a und ZAK 79925.170 Erw. 2amitHinweisen)."  und die
Hinweise bei Munnn E./Srnurren H.-U. (FN 159) 11 ff .

226 Siehe aus der.neueren Praxis z.B. U EVG 30.7.2002 ( l  725/01Vr), E. 3b, r-rnd
U EVG vom 3.5.2001 ( l  49/01 Vr), E. 3b: "Es kommt entscheidend darauf an, ob
der Versicherte von seiner psychischen Verfassung (und nicht von seinem
soziokulturel len Kontext) her besehen, an sich die Möglichkeit hat, trotz seiner
subjektiv erlebten Schmerzen eine Arbeit zu verr ichten." und BGE 100 V 18
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der gleichen Lage auf dem ausgeglichenen Arbeitsmarkt22T noch
ausüben könnte, wenn er keinerlei Entschädigung zu erwarten hätte.
Fehlt es an der erforderlichen Villensanstrengung, so liegt nur dann
eine relevante Erwerbsunfähigkeit vor, wenn dem Willensmangel oder
der Willensschwäche Krankheitswert zukommt228.

Die Objektivität der Zumutbarkeitsprüfung bedeutet, dass nur
die persönlichen Eigenschaften berücksichtigt werden können, die die
Arbeitsleistung als solche beeinflussen. Dazv gehören - neben dem
Kriterium der Schwere des Gesundheitsshadens - die beim Versicher-
ten vorhandenen Kenntnisse und beruflichen Fähigkeiten. Andere
subjektive Umstände, die die Ausübung der objektiv möglichen
Verweisungsberufe auf dem konkreten Arbeitsmarkt erschweren, wie
z.B. Alter, mangelnde Sprachkenntnisse, Geschlecht, Ethnie etc.,  sind
grundsätzlich nicht zu berücksichtigen.

Diese in der Person des Versicherten beruhenden Arbeits-
markthindernisse stellen invaliditätsfremde Faktoren darzze,

"Die IV hat nicht dafür einzustehen, wenn ein Versicherter
zufolge seines Alters, wegen mangelnder Ausbildung oder Ver-
ständigungsschwierigkeiten keine entsprechende Arbeit f indet.
Zwar erlangen diese Faktoren bei der Prüfung der einem Versi-
cherten in einem konkreten Fail noch zumutbaren Arbeiten
durchaus Bedeutung. Doch sind solche Aspekte keine zusätzli-
chen Umstände, welche neben der Zumutbarkeit einer Arbeit
das Ausmass der Invalidität beeinflussen würden, wenn sie das

(militärversicherungsrechtliche Eingliederung): "Nach der Rechtsprechung zu
dieser Bestimmung hat der Versicherte nicht die freie '$/ahl der beruflichen
Eingliederung (EVGE 1969 S. 204), Sofern die ihrn vorgeschlagene Tätigkeit
seinen Fähigkeiten entspricht und ihm vernünftigerweise zumutbar ist, kann er
nicht verlangen, nur deshalb in einen andern Beruf eingegliedert a) werden, weil
ihm jene Tätigkeit nicht gefällt. Die Eingliederungsfrage rnuss objektiv beurteilt
werden, wobei den Fähigkeiten des Versicherten und den seiner persönlichen
Situation entsprechenden berechtigten Interessen Rechnung zu tragen ist."

221 Siehe dazu infra N 102 ff.
228 Vgl .  stat t  v ie ler  z.B. BGE 115 V 133 f  .8.2 und U EVG vom72.3.2001 ( I  467/99

Gb),  E.  3c.
zze Siehe dazu z.B. BGE 127 Y 29t+ E. 5 ("psycho-soziale und sozio-kulturelle

Umstäirde") und ferner den Reitrag von L<tcHrR in diesem Band.

96
94

L)\

97
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Finden einer Stelle und damit die Verwertung der verbliebenen
Restarbeitsfi ihigkeit erschweren oder gar verunmöglichen (BGE
107 V 21 Erw. 2c,  ZAK 1982 S. 34; ZAK 1991 S. 32t Erw.3c,
1989 S. 315; Thomas Locher, Die Schadenminderungspflicht im
Bundesgesetz vom 19. Juni  1959 über die Inval idenversiche-
tuDg, in: Sozialversicherungsrecht im \ü/andel, Festschrift 75
Jahre EVG, Bern 1992, S. 420 f.).rrzio

98 Das EVG relativiert den Ausschluss der subjektiven Arbeits-
hindernisse allerdings bei der Bestimmung des Invalideneinkommens.
Die Tabellenlöhne'3t dürfen im Einzelfall um maximal 25 o/o herabge-
setzt werden. Ob und inwieweit ein Abzug gerechtfertigt ist, hängt
von sämtlichen persönlichen und berufl ichen Umständen (leidens-

bedingte Einschränkung, Alter, Dienstjahre, Natio nalität/ Aufenthalts-
kategorie und Beschäftigungsgrad) ab, die das Erwerbseinkommen zu
beeinflussen vermögen232.

b) Angewöhnung und Anpassung

Bei der Festsetzung der Rente und anderer Leistungen ist eine
Prognose über die künftige Enrwicklung der Leistungsfähigkeir er-
forderlich. Hierbei sind auch die Umstände zu berücksichtigen, die
sich erfahrungsgemäss erst später verwirklichen werden. Dazu gehö-
ren vor allem die zu erwartende künftige Angewöbnung und An-
passungl33, insbesondere bei Fingerverletzungen geringeren Aus-
massestso, bei einem Zehenverlust23t und beim verlust eines Auges'36.

2'3o U EVG vom28.7.7999 i .S.  K.Z.( t377/ 98) = AHl-praxis 1999 237 E. 1.
zrr Massgeblich sind die vorn Bundesamt fiir Statistik im Rahrnen der Schweizeri-

schen Lohnstrukturerhebung (LSE) ermittelten Durchschnimslöhne (vgl. BGE 126
v 75 F,. 

' .z 'z Vgl. BGE 126v 75 E. 5. KTESER, ATSG-Kornmenrar, N 19 zu Art.7, schlagt vor, die
invaliditätsfremden Faktoren auch bei der Konkretisierung der Verweisungsberufe
zu berücksichtigen.

2rr vgl.  BGE 109 v 25 f.  sowie RKW 7987 309 und 1986 260 und MauRen A. (FN 24)
389 f.

234 vgl .  BGE 106 v 57E.2a; u EVG vorn 4.z.rgg2i .s.  p. ,  E.4a; nvGE 1952 g5 und
EVGE 1948 9. Als Fingerverstümmelung geringeren Ausmasses bezeichnete das
Gericht beispielsweise den Streckausfall irn Mittelgelenk des linken Zeigefingers
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Die Anpassung besteht in anatomischen Veränderungen und 100

ferner darin, dass aufgehobene Funktionen mit der Zeit durch andere

Organe übernommen werden. Unter Angewöhnung versteht rnan die

durch häufige \Wiederholung einer Tätigkeit bewirkte maximale

Befähigung, diese Tätigkeit auszuführen, wobei die \X/illensimpulse

immer stärker ausgeschaltet werden zugunsten eines unbewussten,

mehr automatischen Mechanismus23T. Dieser Grundsatz bezieht sich

jedoch nur auf Fälle mit einfachen, typischen Verletzungsfolgen, wo

die Erfahrung erlaubt, mit einer gewissen Genauigkeit vorauszusehen,

in welchem Masse und in welchet Zeit die normale Angewöhnung zu

einem Zurückgehen der Invaliditat führen wird'rt.

(BGE 106 V 48), die Eröffnung der Beugesehnenscheide am Mittelfinger und des

Mittelgelenkes am Zeigefingei der linken Hand mit nachfolgender Sudeck'scher

Dysträphie (U EVG vom 1.8.1988 i .S. O.), das Durchtrennen der Sehne des

rechten Mittelf ingers (U EVG vorn 10J.1986 i .S. V.),  einen Zustand nach Ar-

throdese des rechten Mittelf ingers (U EVG vom 13.7.1983 i .S. M.) und nach

subtotaler Arnputation des rechten Mittelfingerendgelenkes mit Faustschlusssperre
(U EVG voln 6. l . t9gZ i .S. P.),  eine Funktions- und Krafteinbusse des l inken

Zeigefingers nach Veichteilverletzung des 2. und 3. Gelenkes (U EVG vorn

Z(t. j ;  9A| i .AS. F.),  den Verlust des rechten Zeigefingers und der Endphalanx des

rechren Daurnens sowie Muskelatrophie (U EVG vom 14.10.1980 i .S. M.) oder

einen Status nach Amputation des rechten Daumens im Endgelenk mit einher-

gehender Einschränkung der Beugefähigkeit (U EVG vom 26.1.1977 i .S. V.).  Nicht

äehr als gering erachtete das EVG indessen die Arnputation an beiden Zeigefin'

gern, welche eine funktionelle Urnstellung als nicht oder nur in geringern

A,-,rmr5 möglich erscheinen und damit auch keine Anpassung und Angewöh-

nung erwarten lässt ( in BGE 111 V 36 nicht veröffentl ichte E. 2 des t l  EVG vom

16.1.1985 i .S.  M.)  Siehe ferner SZS 1985 209: Ein Dreher gewöhnt s ich nicht  an

einen fehlenden halben Zeigefinger an der linken und einen fehlenden ganzen

Zeigefinger an der rechten Hand.
215 Vgl. z.B. S1lVA-Jahresbericht 1978 15: Bei der Teilarnputation der grossen sowie

dör zweite n Zehe des rechten Fusses ist die Zusprechung einer auf zwei Jahre
befr isteten Rente von 10 %o angemessen.

2'6 Siehe z.B. RKTIV 1986 262 f.: Ein nahezu gänzlicher Visusverlust in einem Auge

kann durch Angewöhnung und Anpassung weitgehend korr igiert werden und hat

demgemäsr 
""i 

selten .r.,d n,r, 
"in. 

g"ii.tgftigige Erwerbseinbusse zur Folge.

Eineäuf zwei Jahre terminierte Rente von 10 % ist für einen 4l-jährigen Maurer

ange{nessen.
z)7 Vgl. Meunen A. (FN 24) 370.
2r8 vgl. SUVA-Jahresbericht 7944 76.
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Sofern die gesetzliche Leistungsordnung - wie im Bereich der
UV23e - die Ausrichtung einer terminierten und abgestuften Rente
vorsieht, ist eine solche zu verfug€fl, wenn anlässlich der Renten-
festsetzung voraussehbar und wahrscheinlich ist, dass sich die Aus-
wirkungen auf die Erwerbsfähigkeit zufolge Anpassung und Ange-
wöhnung des Versicherten an die Unfallfolgen in absehbarer Zeit
ausgleichen werden'ao. Der Nichteintritt einer erwarteten und der
Eintritt einer nicht erwarteten Angewöhnung und Anpassung stellen
einen Revisionsgrund dartnt.

ii) Abstraktheit der Zumutbarkeitsprüfung

Die objektivierte Zumutbarkeit der Verwertung der Resterwerbs-
fähigkeit ist in Bezug auf den 'lin Betracht kommenden ausgegliche-
nen Arbeitsmarkt" zu bestimmentot. Das Kriterium des allgemeinen
Arbeitsmarktes2al dient als Abgrenzungskriterium zwischen der AIV
(konjunkturbedingte Arbeitslosigkeit) und der IV sowie der UV (invali-
ditätsbedingte Arbeitslosigkeit)244.

Zumutbare Willensanstrengung

Nach der Rechtsprechung ist der ausgeglichene Arbeitsmarkt ein
theoretischer und abstrakter Begriff. Er basiert auf der Annahme eines
Gleichgewichts zwischen Stellenangebot und -nachfrage und umfasst
alle Tätigkeiten (sog. Venteisungsberufe), die dem Versicherten auf
Grund seiner bisherigen Berufserfahrung offen stehen würden2o5. Ob
die theoretisch möglichen Tätigkeiten aus Gründen des Arbeitsmarktes
auch tatsächlich ausgeübt werden können, ist unerheblich2a6.

Die Verweisungsberufe gehen über die im angestammten Be-
trieb angebotenen Tätigkeiten hinaus'n7 und umfassen auch ausser-
gewöhnliche Tätigkeiten2a8 oder solche in einem geschützten Rah-
men"e. Keine Verweisungsberufe stellen Tätigkeiten dar, die einzig-
artig sind250 oder wenn der Versicherte clauernd überwacht werden
muss"t .

Das EVG relativiert die Abstraktheit durch das Verbot realitäts-

fremder Einsatzmöglicbkeiten252, betont aber, dass sich der ausgegli-
chene, männlichen Hilfsarbeitern offenstehende allgemeine Arbeits-
markt in der Regel auf Handlangerstellen oder andere körperliche
Tätigkeiten beschränkt; gleiches gilt sinngemäss fur gelernte Arbei-
ter- " .

Die Rechtsprechung geht sodann davon aus, dass in Industrie
und Gewerbe körperlich anstrengende Arbeiten zunehrnend durch
Maschinen verrichtet werden und den eigentlichen Bedienungs-,

245 Vgl. BGE 110 V 276 E. 4b;96 V 31; SUVA-Sa[unlung 1989 Nr. 7; ZAK I99I i .zl
E. 3b und ZAK 1985 462 f.

246 vgl. z.B. u EVG vom 26.4.1999 i.s. A. E . (r 31,/9D = AHl-praxis 1999 223
E. 5c/bb rnit  Hinweis auf BBI 1958 II  1162.

247 Siehe dazu BGE 174 v 370 E. 4a.
248 Z. B. den Beruf de r Fussstickerin (vgl.  BGE 109 V 25 ff  .) .  Siehe ferner AHI-Praxis

2000 185.
24e Vgl. Praxis 1997 Nr. 49 S. 255 E. 4b.
250 vgl,  svR 1996 rv Nr. 70.
25r vgl.  sVR 2oo1 IV Nr. 34.
ziz vgl.  dazu LeNoorr H. (FN 6) x tz+ und 413 ff .
25) Vgl. z.B. statt  vieler ZAK 1989 319; U EVG vorn 18.3.1986 i .S. U. und vom

25.10.1983 i .S. B.; ZAK 1991 320 f.  und 7989 321.
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ll,
ll

103

r04

702

t05

) ln

240
Siehe BcE 106 V 50 E. 1 und RKW 1987 309 E.2b.
Vgl. BGE 106 V 50 Erw. 2a; RKTJV 1986 260 E.2a; SWA-Jahresbericht 1977,7t f  . ;
SWA-Jahresbericht 1973,17; SWA-Jahresberichr 1960, 18; EVGE 1948 9.
Vgl z.B. BGE 106 V 48 und RKW 1993 145.
Vgl. Art.  7 ATSG.
Dazu eingehend Monnard S6chaud C.,La notion de marchö du travai l  equi l ibr€
de I'article 28, alin€.a 2, LAL Avec un apergu de la situation dans les autres
branches de I'assurance sociale, Lausanne 1990. Kritisch zurn Begriff der ausgegli-
chenen Arbeitsmarktlage äussert sich Stein P., Die Invalidität, \feg oder Irrweg
von Gesetzgebung und Praxis, in: Festschrif tT5 Jahre EVG, Zürich 1.992,431 ff  . ,
453 ff  .  Siehe dazu auch Rütot R., Im Spannungsfeld zwischen Schadenrnin-
derungspflicht und Zumutbarkeitsgrundsatz bei der Invaliditätsbemessung nach
einem ausgeglichenen Arbeitsmarkt, in; Rechtsfragen der Inval idität in der Sozial-
versicherung, Luzern 1999,29 ff  .
I.iberschneidungen ergeben sich bei arbeitslosen, teilerwerbsfähigen Behinderten.
Der körperlich oder geistig Behinderte gilt arbeitslosenversicherungsrechtlich
ebenfalls nur bzw. bereits als vennittlungsfähig, wenn ihrn bei ar-rsgeglichener
Arbeitsrnarktlage, unter Berücksichtigung seiner Behinderung, auf dern Arbeits-
markt eine zumutbare Arbeit vennittelt  werden könnte (vgl.  Art.  15 Abs. 2 AVIG;
siehe dazu auch Art.  15 AVIV).
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Überwachungs- und Wartungs- sowie leichteren Montagearbeiten eine
grosse und wachsende Bedeutung zukommt25a.

Immerhin betont das EVG, dass einem Versicherten, der in
gehobener Stellung tätig war, grundsätzlich keine Erwerbstätigkeit in
einer gegenüber früher offensichtlich untergeordneten Stellung zu-
gemutet werden kann"', erachtet aber eine Einschränkung der Berufs-
wahlfreiheit als ohne weiteres zumutbar256.

D. Zumutbarkeit von medizinischen Massnahmen

1. Grundsatz

Der Versicherte ist verpflichtet, sich medizinischen und sons-
tigen Massnahmen zu unterziehen, die geeignet sind, die gesundheitli-
che Beeinträchtigung oder deren nachteiligen Folgen, z.B. Erwerbs-
unfähigkeit oder Hilflosigkeit, zu mildern oder zu behebent5T . Dar-
unter fal len z.B.:

254 vgl .  BGE 11g V 347 E.2b und ZAK 1gg1 321 8.3b.
255 Vgl. ZAK 1976 276 E. 3U. So wurde erwa die Zumutbarkeit bejaht, dass sich ein

lediger Landwirt als Fabrikarbeiter einzugliedern hat (vgl. ZAK 1983 256). Einem
Linienpi loten, der seinen Beruf aus gesundheit l ichen Gründen nicht mehr aus-
üben kann, ist es "ohne weiteres" zumutbar, einen Flughafen-Bodenberuf zu
ergreifen (vgl. ZAK 1982 49r. Siehe ferner BGE 104 V i98 (Primarlehrerin muss
als Vürstchen-Degustantin arbeiten) und ferner weiterführend Rüeor R. (FN 243)
29ff .

256 Vgl. dazu ZAK 1976 39 E.2 (Eine einseit ige Taubheit bei normalem Hörver-
mögen am. anderen Ohr stel l t  keine Inval idität i .S.v. Art.  4 Abs. 21 IVG dar,
obgleich darnit eine gewisse Beschränkung in der Vahl bestimmter Berufe
verbunden ist) und U EVG vom 9.1.1961 i .S. A. (keine Erwerbsunfahigkeit zu
befürchten und daher kein Anspruch auf medizinische Eingliederungsmass-
nahme, wenn eine geringfügige körperliche Entstellung einem jugendlichen
Versicherten bloss den Zugang zurrr einen oder andern Beruf erschwert; vgl.
ferner auch U EVG vom 21.9.1965 i .S. G.).

257 Vgl .  z.B. A,r t .7,  Art .  16,  Art .21 Abs.4,  nr t .43 Abs.2 ATSG sowie Art .  55 Abs.2
und Art. 51 LMV.
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Abklärungs-ttt, insbesondere Untersuchungsmassnahmen2te,

prävent ive Massnahmen26o, insbesondere eine übl iche Gesund-

heitspfle getut,

diagnostische Massnahmen262,

therapeutische Massnahmen26s, insbesondere ärztl iche Behand-

lungt6o, Rehabil itationstraining265, psychotherapeutische Mass-

nahment66, Medikamentenein nahme'6', Abmagerungskuren268,

und

operative Massnahmen26e.

258 vgl.  U EVG vom 17.2.7976 i .S. St. E. 3 (Abklärungsaufenthalt in Appisberg)
25e vgl. Art. 43 Abs.2 ATSG und Arr. 55 Abs. 2 tIw.
260 Wer allgemein übliche oder gesetzliche Präventivmassnahmen unterlässt und so

einen Gesundheitsschaden bewirkt, müsste streng genommen eine Leistungs-
verweigerung nur dann befürchten, wenn er vorsätzlich gehandelt hat (vgl. supra
N 33 ff.). Das EVG hat jedoch verschiedentlich das Unterlassen von Präventiv-
massnahmen als Verletzung der Schadenrninderungspfl icht qual i f iz iert (vgl.  z.B.
BGE 128 V 59 8.4 und 6 sowie U EVG vom 28.72.1981 i .S.  G. [Tragen einer
Schutzmaskel).

267 Vgl. BGE 128 v 59 E. 4a und 6d (al lgemein übl iche Mund- und Zahnhygiene).
262 Vgl. Art.  18 Abs. 2 MVG und Art.  55 Abs. 2 UW sowie U EVG vom 12.4.1956 i .S.

K. und U EVG vom9.2.7961 i .S. C. (diagnostische Lumbalpunktion) sowie U EVG
vom 22.5.1936 i .S. W. (Öffnung des Kniegelenks bei Meniskus zur Diagnose).

108

263

264

zo)

266

267

268

269

Vgl. Art.  7 und Art.27 Abs. 4 ATSG.
Vgl. U EVG vom 29.17.7983 i .S. B.
vgl.  EVGE 7945 78.
Vgl. z.B. BGE I27 v 294 E. 4 und U EVG vom 2.7.1'975 i .S. B. (Zumutbarkeit
einer psychiatr ischen Betreuung).
Vgl. Locuen T. (FN 80) 407 ff  . ,  428 FN 106.
Siehe bereits supra N 60.
Vgl. Art.  7 und Arr. 27 Abs. 4 ATSG sowie BGE 105 V 176 E. 3 und U EVG vom
22.5.7936 i .S. \ü. (öffnung des Kniegelenks bei Meniskus zur Diagnose) und die
Hinweise infra FN 290.
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2. Zulässigkeit der Massnahme

i) Zustimmung desVersicherten

Der Sozialversicherer kann dem Versicherten zwar 'Weisungen

erteilen, sich einer bestimmten medizinischen Massnahme zu unterzie-
hen"o, er kann ihn aber nicht dazu zwingen. Eine "Zwangsbehand-
lung" würde nämlich voraussetzen, dass eine gesetzliche Grundlage
besteht, ein überwiegendes öffentliches Interesse vorhanden ist und
sich der Eingriff zudem als verhältnismässig erweist27l. V'eder das
ATSG noch die Spezialgesetze (IVG, KVG und UVG) kennen eine
derartige Gesetzesgrundlage2T2.

ii) Abklärungs- oder Schadenminderungszweck

a) Allgemeines

Der erkrankte oder verunfallte Versicherte ist berechtigt, sich
zweckmässig und wirtschaftlich untersuchen und behandeln zu lassen.
KVG273, IJvGt74, Iv275 und MVG'76 definieren Voraussetzungen und
umfang des Behandlungsanspruches unterschiedlich, weshalb der

270 Siehe supra N 81.
271 vgl.  Art.  369v.
212 Siehe zur Rechtsnatur der Schadenminderungspflicht infra N 125.
273 Vgl. Art.  25 RVG sowie Eucsrnn G. (FN 5, 54 ff .  und Maurer A., Das neue

Krankenversicherungsrecht, Basel/Frankfurt a.M. Ig98, 57 ff .
274 Vgl. Art.  10 UVG sowie Fnesano J.-M., L'assurance-accident obl igatoire, in:

Schweizerisches Bundesverwaltungsrecht, Band II I  :  Soziale Sicherheit (Eds. Kol ler
H./Müller G./Rhinow R. und Zirnrnerl i  U.),  Basel 1998,28 ff  . ,  und Ma.unen A. (FN
24) 273 ff. und 382 ff .

215 vgl .  An. 11-13 IVG.
)tb Vgl. Art.  16 MVG und Schlauri F., Die Mil i tärversicherung, in: Schweizerisches

Bundesverwaltungsrecht, Band II I :  Soziale Sicherheit (Eds. Kol ler H./Müller
G./Rhinow R. und Zimrnerl i  U.),  Basel 1998,35 ff  .

' l  . \1
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Versicherte, ie nach dem für ihn zuständigen Subsystem, andere me-

dizinische Massnahmen geltend machen kann.

Der Versicherte ist nach dem ausdrücklichen Gesetzeswortlaut

gehalten, sich den im Hinblick auf den konkreten Abklärungs- oder

Schadenminderungszweck notwendigen und zumutbaren Mass-

nabrnen zu unterziehenzTt, Er muss so weder alle versicherten Mass-

nahmen beanspruchen noch darf er notwendige Massnahmen unter-

lassen, die vom zuständigen Sozialversicherungsträger nicht gedeckt

sind278.

Das EVG hat in Bezug auf nicht versicherte Massnahmen iedoch
festgehalten, dass unter dem Gesichtspunkt der Zumutbarkeit auch

finanzielle Aspekte zu berücksichtigen sind27e. Im Gege nsatz zu den

Schadenminderungsmassnahmen sieht das ATSG bei Abklärungsmass-

nahmen die Möglichkeit vor, dass "unerlässliche Kostenrr für Mass-

nahmen, die vom Versicherten iniziiert wurden, übernommen wer-

den'Bu.

b) Stufenfolge der Massnahmen

Die Notwendigkeit der zu treffenden Massnahmen beurteilt sich

im Hinblick auf die gesetzliche Leistungsordnung. Priorität kommt

dabei den Massnahmen zu, die den Gesundheitszustand oder die

Funktionalität des Versicherten in Bezug auf die Leistungskategorie

verbessert, die gemäss der gesetzlichen Prioritcitsordnung vorrangig

ist.

Der arbeitsfähige Versicherte muss sich allen Massnahmen

unterziehen, die seine Arbeits- bzw. Erwerbsfähigkeit erhalten bzw.

277 Vgl. Arr. 43 Abs. 2 ATSG.
278 Zur Unentgelt l ichkeit siehe supra N 80.
z,e vgl.  z.B. zAK 1965 507.
zso vgl.  Art.  45 Abs. 1 ATSG.
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verbessern. In Anbetracht des Grundsatzes Eingliederung uor Rentdsl
sind zuerst aber alle medizinischen Massnahmen zu ergreifen, die die
Eingliederung ermöglichentt'. Ist der Versicherte gänzlich eingliede-
rungs- und arbeitsunfähig, so hat er nur die Massnahmen zu ergreifen,
die seine Hilflosigkeit oder Mehrkosten verringernts3.

3. Zumutbarkeit der Massnahme

i) Objektive Umstände

a) Besserungswahrscheinlichkeit

Die fragliche medizinische Massnahme muss nach dem im
Sozialversicherungsrecht üblichen Beweisgrad der übertuiegenden
Wab rsch einlich keifga geeignet sein, die angestrebte Stabilisierung oder
Verbesserung des Gesundheitszustandes zu bewirken285. Art. 18
Abs. 2 MVG verlangt sogar eine "hohe \üTahrscheinlichkeit" und zudem
eine "erhebliche" Besserungswahrscheinl ichkeit.  Eine genügende
Besserungswahrscheinlichkeit ist insbesondere dann nicht gegeben,
wenn im Hinblick auf das fortgeschrittene Alter ausnahmsweise nur
geringe Erfolgsaussichten bestehen286.

Zu mutbare Willensanstrengung

b) Schädigungswahrscheinlichkeit

1) Al lgemeines

Ist eine ausreichende Besserungswahrscheinlichkeit zu bejahen,
so muss in einem zweiten Schritt geprtift werden, ob der fraglichen
Massnahme nicht eine unzumutbare Schädigungswahrscheinlichkeit
immanent ist. In der Regel kann davon ausgegangen werden, dass
sich die Besserungswahrscheinlichkeit umgekehrt proportional zur
Schädigungswahrscheinlichkeit verhält: Je höher die Aussicht einer
Besserung ist, desto geringer ist damit eine Schadigung.

Es sind aber Fäl le denkbar, in denen eine hohe Besserungs-
wahrscheinlichkeit mit einer ebenso hohen Schadigungswahrschein-
lichkeit korreliert, sei es, dass in allen Fällen, in denen es nicht zu
einer Besserung komrnt, praktisch immer eine schwere Schädigung
eintritt, oder dass auf Grund der besonderen umstände des Ein-
zelfalles eine erhöhte Schädigungsgefahr besteht. Die Schädigungs-
wahrscheinlichkeit ist deshalb gesondert zu prüfen.

2) Überwiegende Gefahr für Leib und Leben

Der Gesetzgeber erachtet Massnahmen als unzumutbar, die eine
"Gefahr für Leben und Gesundheit" darstellen2sT. Eine Schädigung
muss nicht sicher, sondern nur überwiegend wahrscheinlich sein. Das
EVG hat eine Operation mit einem Todesfallrisiko von 4 %o als un-
zumutbar erklärt"t, was im Ergebnis bedeutet, dass bereits eine
geringe Schädigungswahrscheinlichkeit mit Bezug auf das ltechtsgut
"Leben" eine Unzumutbarkeit zur Folge hat.

287 Vgl. Art.  24 l tbs.4 ATSG und Art.  55 Abs. 2 LMV.
288 Vgl. BGE 105 V 178 f .  E. 3 (Ersatz der Aortenklappe durch eine Prothese, die

Öffnung der verengten Mitralklappe oder gar de. E.sutz derselben und die
eventuel le Irnplantat ion einer zusätzl ichen Prothese wegen sekundärer Tricuspi-
dalverletzung).
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285

Vgl. Art. 7 ATSG.
siehe dazu z.B. BGE 113v 28 E.4 und u EVG von29.t1.1990 i .s.  sch. 8.3c.
Vgl. Art. 9 ATSG und supra N 79
Vgl. dazu KrESEn, ATSG-Kommentar, N 23 ff. zu trt. 43. Eine überwiegende
Vahrscheinl ichkeit ist zu bejahen, wenn die fragl iche Massnahme in der Mehr-
zahl der bisherigen Fäl le (>50 %) mit einer Besserung verbunden war.
Vgl. BGE 105 V 178 f .  E. 3: Eine Besserungswahrscheinl ichkeit von 20-40 o/obzw.
70-90 0/o, die volle bzw. teilweise XTiederaufnahme der Erwerbsrärigkeir zu
bewirken, ist nicht ausreichend, wenn gleichzeit ig ein Todesfal lr isiko von 4 %
besteht.
Vgl .  dazu ZAK 1985 325 8.2.
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Ob auch eine geringe Schädigungswahrscheinlichkeit mit Bezug
auf das Rechtsgut "Leib" (Nebenwirkungen, bleibende Beeinträchti-
gungen, Schmerzen, Entstellung etc.) eine Unzumutbarkeit impliziert,
lässt sich der Rechtsprechung, soweit ersichtlich, nicht eindeutig
entnehmen. Das EVG auferlegt sich jedenfalls grosse Zurückhaltung"e
und hat in der Mehrzahl der Fälle, in denen operative Massnahmen zu
beurteilen waren, eine Unzumutbarkeit bejaht2et'. Als zumutbar befun-
den wurden lediglich eine Teilamputation des Zeigefingers2et und eine
Arthrode se'e'sowie - in der Regel - alle anderen medizinischen Mass-
nahmen, die nicht mit einem Körpereingriff verbunden sind2e3.

Sind sowohl die Todesfall- als auch die Gefahr für einen Ge-
sundheitsschaden gering, bejahen Lehre und Rechtsprechung aus-
nahmsweise eine Unzumutbarkeit, wenn die an sich ungefährliche
Massnahme zu einer sichtbaren Entstellung führen würde oder mit
übermässigen Schmerzen verbunden wärete4.

c) Höhe der in Frage s'tehenden Sozialleistungen?

MettRER berücksichtigt bei der Abwägung der Zumutbarkeit die
Höhe der in Frage stehenden Sozialleistungen und setzt diese in eine

28e In der Literatur wird in Anbetracht der höchstrichterlichen Zurückhaltung ange-
regt, die Zurnutbarkeit  nicht "engherzig" auszulegen, vgl.  z.B. Mnunnn A. (FN 189)
227 f f  . ,241.

2'N) Vgl. BGE 105 V 776 8.3 (Herzoperation); ZAK 1992 726 (Ilnzumutbarkeir einer
ophthalmologischen Begutachtung des Auges, nachdem der Versicherte infolge
mehrerer chirurgischer Eingriffe die Sehkraft verloren und sich die Arzte bereits
in einer früheren Expertise zur Frage der zumutbaren Arbeitsfähigkeit geäussert
hatten); ZAK 7985 327 (Unzumutbarkeit einer Spondylodese = operative Ver-
steifung von Tei len der Virbelsäule); U EVG vom 15.6.1973 i .S. M. (Zumutbarkeit
einer Double-Arthrodese links); EVGE 1965 35 = ZAK 1965 504 (Unzumutbarkeit
einer Leistenbruchoperation, wenn ein früherer gleicher Eingri f f  beirn Patienten
zwei lebensgefährl iche Lungenembolien verursacht hat).

2')1 Vgl. SUVA-Jahresbericht 1967,20 f .
2ez vgl. LGVE t999 n 43.
2')1 Siehe die liinweise supra N 108.
2e4 vgl.  z.B. MAURER A. (FN 24) 303 f .
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direkte Beziehung zur Schädigungsgefahrtet. Daraus würde konse-
quent zu folgern sein, dass eine geringe Besserungswahrscheinlichkeit

bzw. eine hohe Schädigungsgefahr ausnahmsweise zumutbar wären,

wenn die mutmasslichen Leistungen einen beträchtlichen Umfang

annehmen würden.

Die Schadenminderung dient der Sicherstellung einer sparsamen

Verwendung öffentlicher Mittel, weshalb die Höhe der beanspruchten

Leistungen bei der Konkretisierung der Schadenminderungspflicht

durchaus mitberücksicht werden dar(e". Da der Gesetzgeber bei den

medizinischen Massnahmen - als einer Unterkategorie von Schaden-

minderungsmassnahmen - primär nur auf die Schädigungsgefahr und

die Notwendigkeit hinweist, darf dem mutmasslicben Leistungsum-

-fang keine entscheidende Bedeutung zugemessen werden. Der Versi-

cherte muss sich nicht r isikobehafteten Operationen aussetzen, nur

weil  er ohne diesen Eingrif f  eine hohe Rente beanspruchen kann.

ii) Subjektive Umstände

Die Rechtsprechung verpflichtet den Rechtsanwender, bei der

Beurteilung der Zumutbarkeit von Schadenminderungsmassnahmen
zu prüfen, ob alle Vorkehren getroffen wurden, die unter Berücksich-

tigung der "gesamten objektiven und subjektiven Gegebenheiten des

Einzelfalles" zumutbar sind2e7. Unter objektiven Gesichtspunkten zn

berücksichtigen sind namentlich die Schwere des Eingriffs (Dauer des

Eingriffs, Vollnarkose etc.) und die Dauer einer Rekonvaleszenzzeitteu.

Im Gege ns^tz zur Zumutbarkeitsbeurteilung im Rentenrecht sind

deshalb sublektive Umstände, insbesondere das Alter des Versicher-
ten2ee, ebenfalls zu berücksichtigen. Ausnahmsweise kann sogar eine

120

122

1?1t27

124

2e5 Vgl. Mnunen A. (FN I9D 221
2e6 Vgl. supra N 2 f. und 85.
2')7 vgl .  BGE 113 v 22E.4a.
2e8 vgl.  ZAK 1985 325 E. z.
zee vgl. ZAK 1985 325 E. 2.

f f  . ,241.
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fehlende subjektive Bereitschaft zur Schadenminderung massgeblich
sein, wenn der Versicherte aus nachvollziehbaren Gründen, z.B.
begründete Angst, eine Massnahme ablehnt3o0.

E. Rechtsfolgen bei einer Verletzung der Schadenminderungspflicht

1. Schadenminderungs- und Mitwirkungspfl ichtals Obliegenhejten

Schadenminderungs- und Mitwirkungspflicht stellen Obliegen-
heiten dar3ot. Sie können im Gegensatz zv eigentlichen Rechtspflichten
weder mit den ordentlichen prozessualen Zwangsmittelnso2 durch-
gesetzt noch kann ihre Verletzung bestraft werden3ns.

2. LeistungsverweigerungundprozessualeNachtei le

Eine vo rsätzliche Verle tzung der Schadenminderu ngs pfl icht fti hrt
primär zu einer (teilweisen) Leistungsverweigerungsoo, kann aber auch
ausnahmsweise eine Ersatzpflicht für pflichtwidrig verursachte Mehr-
kosten zur Folge haben3o5. Betroffen von der Leistungsverweigerung
sind die in Art. 27 ATSG erwähnten Ansprüche306.

100 vgI. ZÄK IgBi 326 (Unzumutbarkeit einer vestibularisneurektomie bei Morbus
Meniöre wegen begründeter Angst vor Eingriff und Alters des Versicherten) und
EVGE 1965 35 = ZAK 1965 504 (Unzumutbarkeit einer Leistenbruchoperarion,
wenn ein früherer gleicher Eingriff beim Patienten zurei lebensgefährliche
Lungenembolien verursacht hat).
Vgl. dazu MAURER A. (FN 18D 221 ff  . ,232 ff  .
Vgl. dazu Art. 54 f. und Afi.79 ATSG.
Vgl. z.B. Art.  70 IVG i.V.m. Art.  87-91 AHVG.
Eine Verletzung der Schadenminderungspflicht hat nicht zwingend eine Leis-
tungsverweigerung zur Folge (vgl. den Wortlaut von Art. 21 Abs. 1 und 4 ATSG).
Vgl. z.B. Art.6 Abs. 2 HVI. Insoweit ist die in der Lehre vertretene Ansicht (vgl.
z.B. Rtltr,tQ-JuNco A. IFN 172] N 833), die Schadenminderungspflicht stelle
ausnahmslos eine nicht durchsetzbare Obliegenheit dar, nicht zutreffend.
Vgl, supra N 40.

Zumutbare Willensanstrengung

Kommen der Versicherte oder andere Personen, die Leistungen
beanspruchen, den Auskunfts- oder Mitwirkungspflichten in unent-
schuldbarer Weise nicht nach, so kann der Versicherungsträger auf
Grund der Akten verfügen oder die Erhebungen einstellen und Nicht-
eintreten beschliessen3ot.

Eine Leistungsverweigerung setzt in beiden Fällen voraus, dass
das vom Versicherten verlangte Verhalten nach überwiegender Vahr-
scheinlichkeit einen Erfolg bewirkt hätte. Das Unterlassen wirkungs-
loser Massnahmen bleibt folgenlos, weshalb in jedem Fall Leistungen
irr dem umfang gewährt werden, die beim erwarteten Erfolg der
Schadenminderungsassnahmen hätten entrichtet werden müssen308.

3. Mahn- und Bedenkzeit

Eine Leistungsverweigerung setzt in formeller Hinsicht voraus,
dass der Versicherte vorher schriftl ich gemahnt und auf die Rechts-
folgen hingewiesen worden ist; zudem ist ihm eine angemessene
Bedenkzeit einzuräumen3oe. Ein Mahn- und Bedenkzeitverfahren ist
auch bei einer Verletzung der Auskunfts- oder Mirwirkungspflicht
erforderlich3to.

V. Schlussbetrachtung

Der Versicherte hat ohne Nachweis einer seine Willensfähigkeit
ausschliessenden Urteilsunfähigkeit alles ihm Zumutbare vorzukehren,
eine Beeinträchtigung seiner Gesundheit zu verhindern und, ist sie
gleichwohl eingetreten, allfällige nachteilige Folgen (Einbusse des

r27
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175

729

12,6

130

101

302

303

,04

305

-106

208

307 Vgl Art. 43 Abs. 3 ATSG.
308 Vgl. Art. 6t uw
3oe Vgl. An. 21 Abs. 4 ATSG.
310 vgl.  Art.  43 Abs. 3 ATSG. Den unter privatrechtl ichen

Haftpflichtigen trifft keine Mahnpflicht trifft (vgl. Art. 6
Grundsätzen Ersatz- oder
WG [Vertragsrücktrittl).
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Leistungsvermögens, Mehrkosten etc.) gering zu halten. Das Mass der

zumutbaren Wiliensanstrengung ist aber nicht in allen Fällen dasselbe'

Der gesund,eYersicherte darf alles tun und lassen, nur nicht sich

vorsätzlich schädigen. Sowohl ein leicht- als auch ein grobfahrlässiges

Verhalten, das die Gesundheit beeinträchtigt, führt zu keiner Leis-

tungseinbusse. Einzig im Bereich der Nichtberufsunfälle wird eine

erhöhte Willensanstrengung verlangt. Der Versicherte, der elementa-

ren Sorgfaltspflichten nicht genügt, insbesondere sich ausserordentli-

chen Gefahren oder W.agnissen aussetzt, riskiert eine Kürzung.

Nicht alle Formen einer vorsätzlichen Selbstschädigung werden

dabei gleich behandelt. Der missglückte Selbstmord wird nur aner-

kannt, wenn der Versicherte vollständig urteilsunfähig war, während

ein bewusstes Suchtverhalten erst dann mit einer Leistungsverweige-

rung verbunden ist, wenn der bereits gesundheitlich angeschiagene

Versicherte seiner Schadenminderungspflicht nicht nachkommt'

Diese Ungleichbehandlung der verschiedenen Formen der

vorsätzlichen Selbstschädigung ist widersprüchlich und m.E. sachlich

nicht vertretbar (Art. 8 Abs. 1 BV). Der Versicherte, der einem erfah-

rungsgemäss gesundheitsschädigenden Lebensstil frönt, handelt stets

eventualvorsätzlich, da er in Kauf nehmen muss, zu erkranken oder zu

verunfallen. Der Verschuldensvorwurf entfällt nur dann, wenn eine

I]rteilsunfähigkeit vorlag, als der Versicherte den entscheidenden

Schritt ins "Verderben" tat.

Der gesund,heitlicb bereits angescblagene Versicherte wird vom

Gesetzgeber angehalten, alle objektiv und subiektiv zumutbaren

Vorkehren zu treffen, damit die Beanspruchung der Sozialversiche-

rung möglichst gering gehalten werden kann. Gegenüber dem gesun-

den Versicherten wird von ihm mehr verlangt. Er wird nicht nur

bestraft, wenn er zumutbaren \fleisungen bewusst nicht nachkommt,

sondern auch, wenn er ein schadenminderndes Verhalten unterlässt.

Das Unterlassen kann auch dann zu einer Leistungsverweige-

rung führen, w€nn der Versicherte unbewusst handelte, er also keinen

210

Vorsatz besass. Damit wird ein bloss fahrlässiges Verhalten sanktio-

niert, das beim gesunden Versicherten von vornherein nicht zu einer

Leistungsverweigerung führen kann. Mit diesem in sich widersprüch-

lichen Konzept von Art. 21 ATSG werden falsche gesundheits- und

sozialpolitische Akzente gesetzt. In der Verantwortung für eine spar-

same Verwendung öffentlicher Mittel stehen gesunde und kranke

bzw. verunfallte Versicherte in gleicher Veise. Wenn schon, sollten

Letztere oder zumindest ein bloss fahrlässiges Verhalten privilegiert

werden.

Das, was im Einzelfall zumutbar ist, hat der Gesetzgeber nur

ungenügend bestimmt. Der Richter muss daher - nötigenfalls nach

Einholen eines (ärztlichen) Gutachtens - die Zumutbarkeitsgrenze

konkretisieren. Dieser Vorgang verlangt, dass in einem ersten Schritt

eine für alle Fälle gleiche und damit obiektive Pflichtengrenze be-

stimmt und hernach in einem zweiten Schritt geprüft wird, ob die

subjektiven Verhältnisse (Alter, begründete Angst, familiäres Umfeld,

finanzielle Belastung etc.) ausnahmsweise eine Verschiebung der

Leistungspflicht nach oben oder unten rechtfertigen. Dieses Vorgehen

ist insbesondere bei der Prüfung, ob dem Versicherten medizinische

Massnahmen zumutbar sind, angezeigt.

In bestimmten Fällen - so vor allem bei der Verwertung des

erwerblichen Leistungsvermögens macht der Gesetzgeber klare

Vorgaben. Er will, dass die Zumutbarkeit nur objektiv geprüft wird.

Dem Versicherten, der eine Invalidenrente beansprucht, sind alle ge-

sundheitsbedingt theoretisch möglichen Tätigkeiten zumutbar, un-

abhängig davon, ob die fraglichen Berufe tatsächlich angeboten wer-

den und die subjektiven Verhältnisse eine Verwertung verhindern

oder erschweren.

Diese objektive und abstrakte Zumutbarkeitsgrenze des Renten-

rechts befindet sich in einem ausgeprägteren Spannungsverhältnis
zum Grundrechtsschutz a\s die sonst übliche Zumutbarkeitsprüfung.
Da sie vom Gesetzgeber gewollt ist, kann sie zwar nicht auf ihre

Verfassungsmässigkeit hin überprüft werden (Art. 191 BV), ist aber

trotzdem einer verfassungskonformen Auslegun g zugänglich.
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In Anbetracht des unterschiedlichen Anforderungsprofils, dem

gesunde und kranke bzw. verunfallte Versicherte zu genügen haben,

und dem Umstand, dass im Regelfall alle Umstände massgeblich sind,

sollte die Zumutbarkeit gegenüber arbeitsfähigen Versicherten nicht

allzu streng bzw. unter Miteinbezug der sog. invaliditätsfremden Fak-

toren konkretisert werden, vor allem dann, wenn diese selbst Aus-

druck eines grundrechtlich geschützten Lebensbereiches sind, nament-

lich nicht Anlass für eine Diskriminierung geben dürfen (ert- B Abs. 2

BV). 
I
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